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Hervorgegangen aus dem 
Angehörigen Info. Das 
Angehörigen Info entstand im 
Hungerstreik der politischen 
Gefangenen 1989. 


Lynne Stewart 


Höchststrafe 
übgewendet 


Am 16. Oktober verurteilte ein Bundesgericht 
in New York die 67-jährige linke Anwältin 
Lynne Stewart zu 28 Monaten und den Über- 
setzer Mohammed Yousry zu 20 Monaten 
Haft u.a. wegen materieller Unterstützung des 
Terrorismus. Ihr Mitangeklagter und Stewarts 
Rechtsgehilfe Ahmed Sattar wurde wg. Ver- 
schwörung zur Ermordung von Zivilisten zu 
20 Jahre Haft verurteilt. Der Prozess, der 6 
Monate dauerte und im Februar 2005 zu En- 
de ging, fand im gleichen Gerichtssaal statt, 
in dem Ethel und Julius Rosenberg vor 50 
Jahren wegen Spionage für die UdSSR zu To- 
de verurteilt wurden. Die Urteilsverkündung 
wurde mehrmals verschoben worden, u.a. 
weil sich Stewart eine Krebstherapie unter- 
ziehen musste. 


Die immer gleiche 
Inszenierung 


Halil Dalkilic zu Freiheitsstrafe verur- 
teilt 


Wenig überraschend endete auch dieser 
Prozess gegen einen Kurden: Das Oberlan- 
desgericht (OLG) Celle verurteilte am 11. 
Oktober den Journalisten Halil Dalkilic zu 
einer Freiheitsstrafe von 3 Jahren. Die An- 
klage hatte ihm vorgeworfen, von Anfang 
des Jahres 2000 bis zu seiner Verhaftung 
im Oktober 2005 als „Rädelsführer der 
PKK/des KONGRA-GEL“ für den Bereich 
„Finanzen und Wirtschaft“ der Organisati- 
on in Europa verantwortlich gewesen zu 
sein. Damit habe er sich als „führender 
Funktionär der PKK“ an einer „kriminellen 
Vereinigung“ ($ 129 Strafgesetzbuch) be- 
teiligt. Diese Ansicht der Bundesanwalt- 
schaft, die für Halil Dalkilic eine Freiheits- 
strafe von 3 Jahren und 3 Monaten gefor- 
dert hatte, sind die Richter des Celler OLG 
weitestgehend gefolgt. 

Ob die Verteidigung gegen dieses Urteil 
in Revision geht, bleibt abzuwarten. 


Lynne Stewart mit Unterstützern vor dem Ge 


Stewart wurde vorgeworfen, Kommunika- 
tionen zwischen ihrem Mandanten, dem blin- 
den ägyptischen Sheikh Abdel Rahman, der 
als angeblicher Drahtzieher des Bombenan- 
schlags auf das World Trade Center 1993 ei- 
ne lebenslange Haftstrafe verbüßt, und der 
als Terroristengruppe eingestuften Islami- 
schen Gruppe (IG) in Ägypten ermöglicht zu 
haben. Während Gefängnisbesuchen soll sie 
durch lautes unsinniges Reden Gespräche 
zwischen dem Scheich und dem Rechtsge- 
hilfen Sattar zu übertönen versucht und 
Nachrichten des Sheikhs an seinen Anhän- 


Seit Jahren laufen die Verfahren gegen 
kurdische Politiker wie stetig wiederholte 
Aufführungen des immer gleichen Thea- 
terstücks mit den immer gleichen Regis- 
seuren und dem allen bekannten Ausgang 
des Trauerspiels. 

Die Intendanten dieser Bühnen sind an 
einer Änderung ihres Spielplans nicht in- 
teressiert. Man hat sich eingerichtet in die- 
sem Theater. Die Rollen bleiben fest verteilt, 
die Gehälter krisensicher und die staatliche 
Unterstützung ist auf lange Frist gesichert. 

Auch dieser Prozess war geprägt von der 
Ignoranz gegenüber den Erklärungen des 
Angeklagten zu seiner Person, seinem Le- 
benslauf und der Motivation seines politi- 
schen Handelns vor dem Hintergrund eines 
bis heute anhaltenden und ungelösten tür- 
kisch-kurdischen Konfliktes. Bereits 
während seines Studiums in der Türkei ist 
gegen Halil Dalkilic erstmals 1993 Ankla- 
ge gegen ihn wegen angeblicher PKK-Mit- 
gliedschaft erhoben worden. Später war er 
mehrmals in Haft aufgrund seiner journa- 
listischen Tätigkeit u.a. als verantwortlicher 
Redakteur. In seiner Erklärung vom 13. Ju- 
li 2006 hatte Dalkilic der Anklage vorge- 
worfen, die fundamentalen Veränderungen 


richtsgebäude. . 


ger aus dem Knast „geschmuggelt“ haben. 
Die „geschmuggelte“ Nachrichten war eine 
Pressekonferenz Stewarts im Sommer 2000 
nach einem Gefängnisbesuch, auf der sie aus 
einervon Mousry übersetzten Erklärung. Rah- 
mans erklärte, dass der Sheikh u.a. den Waf- 
fenstillstand der IG nicht länger unterstütze. 
Stewart wurde vorgeworfen, gegen die ge- 
gen Rahman 1997 verhängten Sonderadmi- 
nistrativmaßnahmen (SAMss) verstoßt zu ha- 
ben, welche u.a. seinen Kontakt mit der 
Außenwelt auf ein wöchentliches Telefonat 
mit seiner Anwältin Stewart und ein monat- 
—— 


in der kurdischen Freiheitsbewegung nicht 
wahrnehmen und gründlich analysieren zu 
wollen. Man sei in den 1990er Jahren ste- 
hen geblieben und ziehe einzelne, Jahre 
zurückliegende Vorkommnisse als Beleg 
dafür heran, dass sich weder die Kurden 
noch deren Bewegung gewandelt hätten. 

Er jedenfalls wolle seinen Beitrag dazu 
leisten, „dass die in Europa und insbeson- 
dere in Deutschland lebenden Kurden Lö- 
sungen für ihre Probleme finden und zu ei- 
ner integrierten Gesellschaftsgruppe wer- 
den.“ 

Die in Deutschland unvermindert prakti- 
zierte Verbots- und Kriminalisierungspoli- 
tik gegen Kurd(inn)en und ihre Organisa- 
tionen muss beendet werden. Intelligente, 
auf Vernunft und Realität basierende Lö- 
sungswege aus der Konfliktsituation sind 
gefragt; das Strafrecht ist hierfür kein Mit- 
tel. 

Deshalb fordert AZADI die Aufhebung 
des seit 13 Jahren bestehenden PKK-Ver- 
bots, das eine unerträgliche Beeinträchti- 
gung der Rechtsstaatlichkeit darstellt und 
eine Ausnahmejustiz für eine ganze Bevöl- 
kerungsgruppe zur Folge hat. 

Azadi, 11. Oktober 2006 


Der Kampf für Mumias Leben und Freiheit tritt in eine entscheidende Phase + $. 2f. 


liches mit seiner Frau begrenzte. Ein Jahrlang 
hatte Stewart Rahman nicht besuchen dür- 
fen, bis sie einwilligte, die SAMs einzuhal- 
ten. 

Nach den Anschlägen vom 11. September 
2001 gegen das WTC-Gebäude und das Pen- 
tagon erweiterte der damalige Justizminister 
John Ashcroft heimlich, ohne öffentliche 
Ankündigung oder Anhörung, die SAM-Be- 
stimmungen, um die Audio- und Videoüber- 
wachung von Kommunikationen zwischen 
Anwälten und Gefangenen zu erlauben, un- 
geachtet dessen, ob dem Betroffenen „Terro- 
rismus“ vorgeworfen wird oder nicht, ob er 
verurteilt ist oder nicht. 

Die Anklage gegen Stewart und Mousry ba- 
sierte einzig und allein auf Ton- und Video- 
aufnahmen ihrer Besuche bei Rahman. Drei 
Jahre lang beschatteten FBI-Agenten Mous- 
ry und hörten sein Telefon ab. Sie interview- 
ten ihn, lasen seine Bücher, Schreibhefte und 
jede Datei auf seinem Computer und fanden 
nichts. Der Staatsanwalt erklärte in seinem 
Schlussplädoyer: „Yousry ist kein religiöser 
Mulim. Er ist kein Fundamentalist. Moham- 
med Yousry ist keiner, der Gewalt bejaht oder 
unterstützt“. Die Staatsanwaltschaft behaup- 
tete, die Geheimvideoaufnahmen bewiesen, 
dass Mousry - auf Anweisung von Stewart - 
Rahman aus Briefen seiner radikalen An- 
hänger vorgelesen und damit gegen die SAMs 
verstoßen. Mousry wurde nie auf die SAMs 
hingewiesen und hat auch nichts unter- 
schrieben. 

Sattar wurde vorgeworfen, Kontakte zu is- 
lamischen Fundamentalisten unterhalten zu 
haben und Rahmans Unterstützung für eine 
Beendigung des Waffenstillstands derIG wei- 
tergeleitet zu haben. 

Mit seinem Urteil blieb der Richter unter- 
halb des von der Staatsanwaltschaft gefor- 
derten Strafmaßes von 20 Jahre für Mousry, 
30 Jahren für Stewart und lebenslänglich für 
Sattar. Das milde Urteil begründe er mit der 
Tatsache, dass kein Mensch, weder in den 
USA noch im Ausland, durch ihre Aktionen 
zum Schaden gekommen sei, obwohl es sich 
um ein „außerordentlich schwerwiegendes 
kriminelles Verhalten“ gehandelt habe. Ste- 
wart lobte er wegen ihrer langjährigen Ar- 
beit und bezeichnete diese als „einen Dienst 
nicht nur an ihren Klienten, sondern auch an 
der Nation‘. 

Das große öffentliche Interesse an dem Fall 
hat sicherlich einen Einfluss auf den Richter 
gehabt. Stewart reichte über 400 Unterstüt- 
zungsbriefe an das Gericht ein, viele von 
Rechtsgelehrten und Anwälten. Außerdem 
hat Stewart in einem neunseitigen Brief an 
den Richter zugegeben, absichtlich gegen die 
SAMs verstoßen und bewusst die Pressekon- 
ferenz abgehalten und unerlaubte Kommu- 
nikation zugelassen zu haben. Sie bereue dies 
zutiefst und erklärte, ihr einziges Motiv da- 
bei sei gewesen, ihrem Klienten zu dienen. 

Stewart und Mousry dürfen auf freiem Fuß 
bleiben, bis die Berufung gegen ihre Verur- 
teilung entschieden wird. Die Staatsanwalt- 
schaft will eine Berufung gegen das Strafmaß 
überprüfen. 
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Mumia Abu-Jamal 


Der Kampf tritt in 
eine entscheidende 
Phase 


Die Benennung einer Straße im Pariser Vor- 
ort St.-Denis nach dem wegen angeblichen 
Polizistenmordes 1981 zum Tode verurteil- 
ten Journalisten Mumia Abu-Jamals Ende 
April diesen Jahres verursachte eine Welle 
der Entrüstung unter den Abu-Jamal-Geg- 
nern in den Medien, bei der Polizei und der 
Politik in seiner Heimatstadt Philadelphia 
(siehe Info 312). 

Dabei scheuten sie in alt bewährter Mani- 
er nicht davor zurück, Fakten zu verdrehen 
bzw. zu erfinden. Mehr Lügen verstärkt die 
Bewegung für Abu-Jamals Freiheit, schreibt 
der Journalistikdozent Linn Washington Jr. 
(www.emajonline.com). Eine Resolution der 
Stadtrats Philadelphias vom Ende Mai be- 
hauptete: „Mumia Abu-Jamal hat alle Beru- 
fungsmöglichkeiten ausgeschöpft“. Tatsäch- 
lich liegt der Fall gegenwärtig bei einem Bun- 
desgericht. Abu-Jamals Strafverteidiger 
Robert R. Bryan wird am 23. Oktober eine 
weitere schriftliche Eingabe einreichen. Da- 
nach werden Staatsanwaltschaft und Vertei- 
digung womöglich noch eine letzte Eingabe 
einreichen. Danach wird es eine Anhörung 
geben, möglicherweise noch in diesem Jahr, 
die zu einem neuen Verfahren führen kann 
- oder Abu-Jamals Schicksal besiegeln. 

Eine von Philadelphia-Abgeordneten in 
den US-Kongress eingebrachte Resolution 


Am 11. Oktober sendete n-tv folgenden 
Zwischenruf: 


Merkel und 
Mumia Abu-Jamal 


von Manfred Bleskin 

Pressefreiheit und ungehinderte Tätigkeit 
von Journalisten gehören zu den wichtigsten 
Messlatten der Demokratie. Darum hat Bun- 
deskanzlerin Angela Merkel recht getan, als 
sie Russlands Präsident Wladimir Putin in 
Dresden sagte, sie sei bestürzt über den Mord 
an Anna Politkowskaja, und von ihrem Gast 
volle Aufklärung verlangte. Was dieser zusi- 
cherte. Der Tod der regierungskritischen Mo- 
skauer Journalistin offenbart in beängsti- 
gender Weise, wie viele Lichtjahre Russland 
noch zurückzulegen hat auf dem Weg zur 
Pressefreiheit, auf dem es sich nach den Wor- 
ten Putins befindet. 

Aber es gibt auch anderswo Journalisten, 
deren Leben wegen ihrer kritischen Bericht- 
erstattung bedroht ist. Im Sommer 1982 wur- 
de der afroamerikanische Journalist Mumia 
Abu-Jamal wegen Mordes an dem Polizisten 
Daniel Faulkner von einem Gericht in Phila- 
delphia im US-Bundesstaat Pennsylvania 


enthält schreibt 


„fundamentale Fehler“, 
Washington. Darin wird behauptet: „Abu- 
Jamal schlug mit seiner Pistole dem Polizi- 
sten vier Mal im Rücken“. Das hat weder der 


Staatsanwalt im ursprünglichen Verfahren 
behauptet, noch wird Ähnliches auf der of- 
fiziellen Internetseite der ermordeten Polizi- 
sten (www.danielfaulkner.com) kolportiert. 
Wenn eine im fernen Frankreich nach Mu- 
mia Abu-Jamal benannte Straße die ‘kill Mu- 
mia-Fraktion’ zur Weißglut treibt, isteskaum 
vorzustellen, wie sie reagieren würden, soll- 
te es in den USA eine Mumia-Abu-Jamal- 
Straße geben. Daran arbeitet die Solida- 
ritätsbewegung nämlich. Beabsichtigt ist die 
(Um)Benennung einer Straße in Harlem, New 
York. Eine Petition im Internet ist schon ein- 
gerichtet (www.gopetition.com/  onli- 


zum Tode verurteilt. 

Obzwar mittlerweile ein Mann aussagte, er 
habe den tödlichen Schuss auf den Beamten 
abgegeben, sitzt Abu-Jamal immer noch in 
der Todeszelle. Der mit Journalistenpreisen 
gekrönte Abu-Jamal hatte sich als Anwalt 
der Armen und Ausgegrenzten der US-Mil- 
lionenmetropole bei diesen einen guten, bei 
den Oberen der Stadt einen schlechten Na- 
men gemacht. Seither fordert eine weltweite 
Bewegung die Wiederaufnahme des Verfah- 
rens. In Paris wurde eine Straße nach Mumia 
Abu-Jamal benannt. 

Es hätte Angela Merkel gut zu Gesicht ge- 
standen, wenn sie US-Präsident George W. 
Bush bei seinem kürzlichen Besuch in Trin- 
willershagen zwischen zwei Bissen gebrate- 
nen Wildschweins nach dem Fall des obrig- 
keitskritischen Journalisten aus Übersee ge- 
fragt hätte. Aber Justitia, die eigentlich mit 
verbundenen Augen Recht zu sprechen 
pflegt, blinzelt manchmal eben ein wenig. Je 
nach dem, woher gerade der Wind weht. 

Vielleicht sollte in Berlin oder Dresden ei- 
ne Straße nach Anna Politkowskaja benannt 
werden. Und eine weitere nach Mumia Abu- 
Jamal. 

http://www.n-tv.de/720036.html 


ne/9723.htm]). 

Mitte September berichtete der Journalist 
Michael Klein von der Zeitung The Philade- 
Iphia Inquirer über eine geplante Dokumen- 
tation des Filmemachers Tigre Hill. Gerald 
Posner, der ein Buch über die Ermordung des 
damaligen Präsidenten John F. Kennedys wie 
auch eins über die Ermordung des schwarz- 
en Bürgerrechtlers Dr. Martin Luther King Jr., 
geschrieben hat, ist für das Drehbuch zu- 
ständig. Posner behauptet, Kennedy wäre 
vom Einzeltäter Lee Harvey Oswald ermor- 
det und Dr. King wahrscheinlich ebenso. Bei 
beiden gäbe es keine Beweise für einen po- 
litischen Mord unter Beteiligung des FBl oder 
andere Behörden. Hill wollte sich Klein ge- 
genüber nicht äußern, ob er an der 
Schuld/Unschluld Mumia Abu-Jamals 
glaubt. 

Am 8. Oktober berichte Klein in seine Ko- 
lumne, Hill habe wenige Tage vorher in der 
Talkshow „Senator Bob Rovner Talks to the 
Stars“ erklärt, er glaube, Abu-Jamals sei 
schuldig. 

Warum ein Dokumentation gerade jetzt, 
wo der Fall in seine entscheidende Phase tritt, 
gedreht werden soll und wer sie finanziert, 
wurde nicht geklärt. 


Zum Mörder gemacht 


Ein Buch über den Fall des Journalisten 
Mumia Abu-Jamal deckt neue Belege für 
die Manipulation durch die Polizei auf. 


Die Fakten des Falles Mumia Abu-Jamal soll- 
ten hinreichend bekannt sein - zahlreiche 
Bücher von ihm und über ihn sind publiziert 
worden. Michael Schiffmanns „Wettlauf ge- 
gen den Tod. Mumia Abu-Jamal: Ein 
schwarzer Revolutionär im weißen Amerika“, 
das termingerecht zur Frankfurter Buchmes- 
seim Wiener Promedia-Verlag erschienen ist, 
beweist jedoch das Gegenteil. Der Autor lie- 
fert fast 25 Jahre nach Abu-Jamals Festnah- 
me als vermeintlicher Polizistenmörder zum 
ersten Mal eine schlüssige Rekonstruktion des 
Tathergangs und präsentiert einen Zeugen, 
der als erster am Tatort war, aber bis heute 
nicht von der Polizei vernommen wurde: den 
Pressefotographen Pedro P. Polakoff. 
Philadelphia, 9. Dezember 1981, 3.51h 
Ortszeit: Der ursprünglich unter seinem bür- 
gerlichen Namen Wesley Cook bekannt ge- 
wordene schwarze Journalist Abu-Jamal 
steht mit seinem Taxi vor einer Bar und war- 
tet auf Kundschaft. Er beobachtet im Rück- 
spiegel, wie der Polizeibeamte Daniel Faul- 
kner den Wagen seines Bruders Billy stoppt, 
dieser und sein Beifahrer Kenneth Freeman 
aussteigen und es zu Handgreiflichkeiten 
kommt. Abu-Jamal steigt aus dem Taxi und 
will den beiden zur Hilfe zu eilen. In dem Mo- 
ment, wo er den Ort des Geschehens erreicht, 
fallen Schüsse. Faulkner stirbt, Abu-Jamal 
überlebt schwer verletzt. Die Kugel in seiner 
Brust stammt aus dem Revolver Faulkners, 
die in dessen Kopf laut Schiffmann „von ei- 


ner Person, die sich auf dem Bürgersteig be- 
fand. Aller Wahrscheinlichkeit nach handel- 
te es sich dabei um den Mitfahrer in Billy 
Cooks VW, Kenneth Freeman“. 

Um ca. 4.05 h Ortszeit taucht Polakoff auf, 
etwa 10 Minuten vor den Beamten der Spu- 
rensicherung. Er fotografiert, seine Fotos 
kommen jedoch nie in der Beweisführung 
zum Einsatz, obwohl er sie mehrfach anbie- 
tet. Dabei belegen sie eindeutig, dass der Tat- 
ort manipuliert wurde, da es Abweichungen 
gibt zwischen Polakoffs Aufnahmen und den 
später aufgenommenen der Polizei. Schiff- 
mann entdeckte eines der Fotos im Frühjahr 
zufällig im Internet und nahm Kontakt zu 
dem Fotoreporter auf. 

Gegen Abu-Jamal als Täter spricht laut 
Schiffmann u.a. die schwere Verletzung, die 
ersich zugezogen haben muss, bevor der töd- 
liche Schuss auf Faulkner abgegeben wurde, 
Abu-Jamals Verlangen nach einer Gegenü- 
berstellung mit den Zeugen sowie seine stets 
wiederholte Forderung nach einer erneuten 
ballistischen Untersuchung der tödlichen Ku- 
gel. 

In dem Moment, wo die am Tatort eintref- 
fenden Beamten in einem der Opfer den stadt- 
bekannten Polizeireporter Mumia Abu-Jamal 
erkannten, dessen Reportagen über rassisti- 
sche Polizeiübergriffe ihm den legendären 
Ruf als „Stimme der Unterdrückten“ bei der 
schwarzen Bevölkerung einbrachten, hatten 
sie den passenden Mörder. Ein klassischer Fall 
rassistischer Polizeipraxis - Mumia hatte sol- 
che Fälle dutzendweise aufgedeckt. 

Das Buch bietet einen kompakten Überblick 
über alles Altbekannte und Neue zum Thema 
Mumia Abu-Jamal, z.B., warum er nicht mehr 
Wesley Cook heißt, warum er sich trotz - oder 
gerade wegen - seiner Prominenz als Taxi- 
fahrer verdingen musste oder warum er kein 
„Posterboy“ ist, sondern zu Recht weltweit 
zum Symbol für den Kampf gegen die To- 
desstrafe wurde. 

„Wettlauf gegen den Tod“ ist keine Vorla- 
ge für einen vermutlich hoch spannenden Po- 
litthriller, sondern beschreibt einen wahren 
Justizskandal, der Abu-Jamal letztendlich 
auch nach 25 Jahren noch das Leben kosten 
kann. Deshalb beendet der Autor sein Buch 
mit einem Appell an „alle, denen der Kampf 
um Freiheit, Gleichheit, Demokratie und ei- 
ne bessere, menschliche Welt am Herzen 
liegt“, diesen Kampf auf Leben und Tod mit 
einer breiten Solidaritätsbewegung zu einem 
guten Ende zu führen: Freiheit für Mumia 
Abu-Jamal. 

Birgit Gärtner 


Schiffmann, 
Michael, Wett- 
lauf gegen den 
Tod. Mumia 
Abu-Jamal: ein 
schwarzer Re- 
volutionär im 
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Internetblogger im Gefängnis 


Weil er sich weigerte, der Polizei Videoaufnahmen 
einer Demonstration auszuhändigen, ordnete im 
August ein Bundesgericht in Kalifornien Beuge- 
haft gegen den 24j-jährigen Internetblogger Josh 
Wolf an. Gegen Ende der Demonstration in San 
Francisco am 8. Juli letzten Jahres gegen das in 
Schottland stattfindende G8-Treffen beschädig- 
ten Unbekannten ein Polizeiauto und ein Polizist 
erlitt einen Schädelbruch. 

Wolf verkaufte einige seiner Aufnahmen an Lo- 
kalfernsehsender und stellte andere ins Internet 
(www.joshwolf.net/blog/?m= 200507&paged=2). 
Einer Vorladung der Staatsanwaltschaft, vor ei- 
ner Grand Jury auszusagen und seine gesamten 
Aufnahmen auszuhändigen, befolgte Wolf nicht 
mit der Begründung der journalistischen Sorge- 
pflicht gegenüber seinen Informationsquellen, 
auch habe er keine Aufnahme,n von der Beschä- 
digung des Polizeiautos. „Ich bin bereit, ins Ge- 
fängnis zu gehen“ sagt Wolf, der Polizei die Auf- 
nahmen zu geben, wäre gleichbedeutend damit, 
zur „Überwachungskamera des Staats“ zu wer- 
den. 
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Unter Umständen kann Wolf für die Dauer der 
Grand Jury in Beugehaft bleiben, käme dann erst 
im Sommer nächsten Jahres frei. 

Der Bundesstaat Kalifornien hat ein Gesetz, das 
Journalisten davor schützt, ihre Informanten 
preisgeben zu müssen. Obwohl es auf Bundese- 
bene kein entsprechendes Gesetz gibt, wurden 
Journalisten im Allgemeinen nicht dazu gezwun- 
gen, ihre Quellen zu verraten. Seit dem 11. Sep- 
tember 2001 und der zunehmenden Aushöhlung 
der allgemeinen Bürgerrechte in den USA im Na- 
men des ‚Kampfs gegen den Terror’ geraten auch 
Journalisten mehr und mehr unter Druck. Judith 
Miller, eine ehemalige Reporterin der New York 
Times, saß 85 Tage im Gefängnis, weil sie ihre 
Quellen nicht nennen wollte. Miller hat auch ver- 
sucht, Wolf im Gefängnis zu besuchen. 

In den USA ist auch die Diskussion darüber ent- 
brannt, wer Journalist(in) ist bzw. welche Rechte 
/ Pflichten er / sie hat. 

Ein interessanter Beitrag dazu hat Jeff Jarvis 
verfasst 
(http://commentisfree.guardian.co.uk/jeff_jar- 
vis/2006/08/a_blogger_behind_bars.htm]) 

Die Gefängnisadresse von Josh Wolf ist: 
Joshua Wolf 98005-111 
Federal Correctional Institution - Dublin 
5701 8th St. Camp-Parks, Unit J2 
Dublin, CA 94568 


„Der erste wesentliche Schritt aufdem Weg 
zur totalen Herrschaft besteht darin, die 
Juristische Person im Menschen umzu- 
bringen.“ (Hannah Arendt) 


US-Parlament 
legalisiert 
Ausnahmezustand 


Mit deutlicher Mehrheit haben Kongress 
und Senat Ende September gegen erheb- 
liche Proteste' in den USA selbst ein Gesetz 
gebilligt, das den Ausnahmezustand als 
herrschendes Paradigma des Regierens le- 
galisiert.” Dieses Gesetz ist inzwischen in 
Kraft getreten. 


Zur Vorgeschichte 


Nach dem terroristischen Angriff auf das 
World Trade Center hatte die US-Regierung 
am 13.11.01 die sog. „military order“ er- 
lassen, mit der er bei Nicht-Staatsbürgern, 
die terroristischer Taten verdächtigt wer- 
den, unbeschränkte Haft und einen Prozess 
vor military commissions - Militärtribuna- 
len - erlaubte. Diese Militärtribunale sind 
nicht mit Kriegsgerichten zu verwechseln, 
wie sie das Kriegsrecht vorsieht. Diese sind 
an Völkerrecht gebunden und müssen Mi- 
nimalstandards einhalten. Bushs Militärtri- 
bunale dagegen können ungebunden durch 
rechtliche Regeln über den Status von Per- 
sonen entscheiden, die als Gefährdung der 
nationalen Sicherheit angesehen werden. 
Die Verteidigung vor diesen Tribunalen 
nach der „military order“ ist aufs Äußerste 
eingeschränkt, Berufung gegen ihre Urtei- 
le nicht möglich; sie können Todesurteile 
verhängen und vollstrecken, die durch kei- 
ne regulären Institutionen überprüft wer- 
den. 

Im Juli diesen Jahres erklärte der Oberste 
Gerichtshof der USA die Militärtribunale als 
Ersatz für reguläre Gerichte für unzulässig. 
Selbst wenn - was offen bleiben könne - 
der Präsident die verfassungsmäßige Be- 
fugnis besitze, Militärtribunale zu errich- 
ten, müssten diese dem US-Gesetz über die 
einheitliche Militärgerichtsbarkeit (UCMJ) 
entsprechen oder aber der Präsident müs- 
ste gesondert durch Gesetz ermächtigt sein.’ 
Nach diesem Urteil entstand nach einigen 
klärenden Gesprächen mit zunächst oppo- 
nierenden republikanischen Abgeordneten 
das jetzt verabschiedete Gesetz. Es beendet 
im Wesentlichen den bisher bestehenden, 
illegalen Ausnahmezustand nicht, sondern 
legalisiert ihn, auch wenn am ersten Ge- 
setzentwurf noch einige, kaum grundle- 
gende Abänderungen vorgenommen wur- 
den. 


„Feindliche Kämpfer" werden 
vogelfrei 

Das Gesetz schreibt einen Zustand fort, in 
dem der rechtliche Status von Individuen, 
die zum „feindlichen Kämpfer“ erklärt wer- 
den, radikal ausgelöscht wird. Diese „un- 
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gesetzlichen feindlichen Kämpfer“ unter- 
liegen weder dem US-Recht noch der Gen- 
fer Konvention; ausdrücklich wird in der 
Einleitung des Gesetzestextes festgehalten, 
dass aus der Genfer Konvention keinerlei 
einklagbaren individuellen Rechte abgelei- 
tet werden könnten. Die „feindlichen 
Kämpfer“ können im Ausland verschleppt 
werden, auch weit entfernt von jedem 
Schlachtfeld, sie können willkürlich inhaf- 
tiert und unbegrenzt eingesperrt werden, 
ohne Recht, vor einem amerikanischen Ge- 
richt Widerspruch gegen die Inhaftierung 
einzulegen, und vor allem ohne Recht, sich 
mit einer Anklage auseinandersetzen, also 
gegebenenfalls ihre Unschuld beweisen zu 
können.‘ 

Selbst wenn sie nachweislich irrtümlich 
gefangen genommen und ohne Schuld jah- 
relang inhaftiert, dabei womöglich miss- 
handelt wurden, bleibt es ihnen verwehrt, 
gegen die Inhaftierung zu klagen oder ei- 
ne nachträgliche Wiedergutmachung zu er- 
langen. Diese Regelung gilt rückwirkend bis 
2001, so dass damit sämtliche Klagen von 
Guantanamo-Häftlingen „erledigt“ wur- 
den. 


Protest gegen das Gesetz in San Francisco 


Die Rechte „feindlicher Kämpfer“ vor den 
Militärtribunalen sind nach wie vor sehr 
weitgehend eingeschränkt. Zwar musste die 
Bush-Administration die ursprüngliche 
Fassung revidieren, wonach geheime Be- 
weismittel verwendet werden dürfen, in die 
die Gefangenen keine Einsicht erhalten. Der 
beschlossene „Kompromiss“ erlaubt nun, 
als geheim eingestufte Informationen 
zurückzuhalten, gleichzeitig heißt es aber, 
dass der Richter, „soweit umsetzbar“, eine 
Zusammenfassung der zurückgehaltenen 
Informationen bereitstellen muss‘; was um- 
setzbar ist, entscheidet allein das Tribunal. 
Zugelassen sind Beweise vom Hörensagen, 
und zwar in einem erheblichen größeren 
Umfang als dem, was Militärgerichten nach 
dem Kriegsrecht gestattet ist. 

Der Begriff des „feindlichen Kämpfers“ 
wird so weit gefasst, dass der Willkür Tor 


und Tür geöffnet werden. „Feindlicher 
Kämpfer“ ist nach Definition des Gesetzes 
eine Person, „die sich an Kampfhandlun- 
gen beteiligt hat oder die sich erheblich an 
der Unterstützung von Kampfhandlungen 
gegen die USA“ oder ihre Alliierten betei- 
ligt hat.’ Diese Definition bezieht sich auf 
Nicht-US-Amerikaner. Der Washington 
Post und anderen Quellen zufolge® soll sie 
jedoch auch auf US-Staatsbürger erstreckt 
werden können (allerdings mit der verfas- 
sungsmäßigen Garantie des Habeas-Cor- 
pus-Aktes). Diese Ausweitung würde es er- 
möglichen, z.B. Rechtsanwälte von inhaf- 
tierten „feindlichen Kämpfern“ zu verfol- 
gen.’ 


Folter wird legalisiert 


Zwar ist im Gesetz die Absicht der Exeku- 
tive nicht gänzlich verwirklicht worden, 
sich der Fesseln von Artikel 3 der Genfer 
Konvention zu entledigen, die u.a. „An- 
griffe aufLeib und Leben, namentlich Mord 
jeglicher Art, Verstümmelung, grausame 
Behandlung und Folterung“ von Gefange- 
nen verbieten. Es sieht jetzt vor, dass dem 
US-Präsidenten die Interpretation des Ar- 


tikels obliegt; Human Watch bewertet als 
positiv, dass die Regierung ihre Interpreta- 
tion im Federal Register veröffentlichen 
und damit rechtlicher Bewertung und öf- 
fentlicher Kritik zugänglich machen muss. 
Ungeachtet dessen gibt das Gesetz der Exe- 
kutive einen breiten Spielraum, indem es 
alle Verhörtechniken erlaubt, die nicht zu 
extremen körperlichen Qualen, zum Tode 
oder zu dauernder Behinderung führen; 
ausdrücklich legalisiert werden Methoden, 
die nicht „extreme“ Schmerzen verursa- 
chen und Körperteile und Organe nicht 
„langfristig“ beeinträchtigen. Erlaubt sind 
etwa Methoden, die Schnitte, Abschürfun- 
gen und Blutergüsse hervorrufen. Die da- 
bei erpressten Aussagen können vor Ge- 
richt Verwendung finden. 

Ausdrücklich erklärte der Kongress Fol- 
ter und Misshandlungen von Gefangenen, 


die vor Ende 2005 festgenommen wurde, 
für straffrei, und das vor vor dem Hinter- 
grund fast tagtäglich neuer Enthüllungen 
über Geheimgefängnisse, schlimmste Fol- 
ter, jaMord. Damit schützt der Kongress die 
Schlächter und ihre Befehlsgeber bis in die 
höchste Regierungsspitze vor Klagen und 
Verurteilungen. (aus Politische Berichte) 
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Nicht nur die bekannten Menschenrechtsgrup- 
pen wie Amnesty International, Human Rights 
Watch u.a. liefen Sturm gegen das Gesetz; u.a. 
kritisierten 32 ehemalige US-Botschafter, von 
denen 20 unter republikanischen Regierungen 
ihren Dienst versehen hatten, das Gesetz lasse 
Amerikas Anspruch auf Förderung der Demo- 
kratie „zu einem Witz“ verkommen. 

Siehe ausführlich dazu: Giorgio Agamben, Aus- 
nahmezustand, Frankfurt 2004 

3 Wikipedia, Stichwort Hamdan gegen Rumsfeld 
4 Das besonders in der angelsächsischen Rechts- 
geschichte bedeutsame Prinzip des Habeas Cor- 
pus, das gewährleisten soll, dass niemand zeit- 
lich uneingeschränkt festgehalten kann, ist in 
Art. 1 der US-Verfassung festgehalten; es darf 
nur aufgehoben werden, wenn die öffentliche 
Sicherheit durch Aufstand oder Invasion be- 
droht ist. In der Europäischen Menschenrechts- 
konvention ist es als Grundrecht verankert. 
Zitiert nach: Florian Rötzer, Kongress legitimiert 
das von Bush eingeführte Unrechtssystem, Te- 
lepolis 

6 Z.B. die Organisation Just foreign Policy, siehe: 
Patrick McElwee, Folter und zeitlich unbe- 
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grenzte Haft - ein politischer und moralischer 
Fehler, deutsch auf Z-Net 

7 Aufsehen erregt der Fall der als US-Menschen- 
rechtsanwältin bekannten 67-jährigen Lynne 
Stewart, die den wegen des 1993er Bombenan- 
schlags auf das World Trade Center verurteilten 
Scheich Rahman vertrat und der im Zusam- 
menhang mit der Verteidigung eine Verurtei- 
lung wegen „Verschwörung“ zu 30 Jahren Ge- 
fängnis drohte. Siehe Seite 1 dieser Ausgabe. 


USA: Werden medizinische 
Versuche an Gefangenen 
wieder legalisiert? 


Ein Bericht des regierungsnahen „Institute 
of Medicine“ (IOM), den das US-Gesund- 
heitsministerium angefordert hatte, emp- 
fiehlt, medizinische Versuche an Gefange- 
nen zu erleichtern. In den 1960er und 1970er 
Jahren waren medizinische Versuche an Ge- 
fangenen in den USA gang und gäbe. So ließ 
die US-Armee z.B. an 320 Gefangenen des 
Holmesburg-Gefängnisses bewusstseins- 
verändernde Drogen ausprobieren, weiteren 
Häftlingen spritzten Forscher lebende 
Krebszellen und radioaktive Substanzen. 
Auch Bestandteile des Kampfmittels Agent 
Orange und vermeintlich harmlosere Stoffe 


wie Anti-Schuppen-Shampoos wurden über 
mehrals zwei Jahrzehnte an Gefangenen ge- 
testet. Nach Schätzungen der Regierung 
wurden bis in die frühen 70er Jahre rund 
90% aller Medikamente an Häftlingen gete- 
stet. Diese Praxis wurde erst beendet, als 
1974 die Öffentlichkeit davon erfuhr. Die Re- 
gierung musste in der Folge eine Richtlinie 
erlassen, derzufolge Häftlinge nur an Expe- 
rimenten teilnehmen dürfen, die ein „mini- 
males Risiko“ darstellen. Dies könnte sich 
nun ändern: Das Gesundheitsministerium 
will Anfang November über die mögliche 
Änderung der Richtlinie entscheiden. Zwar 
bestreitet das Institut für Medizin, dass man 
die Gefangenen missbrauchen wolle. Die 
Hälfte der Probanden soll dem Vorschlag 
nach von außerhalb der Gefängnisse rekru- 
tiert werden, und unabhängige „Probanden- 
Fürsprecher“ sollen die Versuche überwa- 
chen. Außerdem würden, so die zynische Be- 
gründung, Gefangene durch die Tests vom 
medizinischen Fortschritt profitieren. Ken- 
ner des Gefängnissystems weisen aber dar- 
auf hin, dass ein solches System von „Für- 
sprechern“ in den Gefängnissen, die para- 
militärische Einrichtungen sind, aufläuft. 
Und Tests könnten keine Gesundheitsver- 
sorgung ersetzen, eine solche aber gebe es 
in den US-Gefängnissen praktisch nicht. 
(Quelle: DW, 29.9.) 


V.Internationales Symposium gegen Isolation 


Griechenland / Athen, 


Liebe Freundinnen und Freunde 

Wir senden unsere herzlichsten Grüße 
und möchten euch gleichzeitig zum V. In- 
ternationalen Symposium gegen Isolation 
einladen, das dieses Jahr von 15. - 18. De- 
zember 2006 in Griechenland / Athen statt- 
finden wird. 

Viele von euch waren bereits bei unse- 
rem IV. Symposium in Paris (16.-19. De- 
zember 2005) vertreten, einige bei früheren 
Symposien in den Niederlanden (2002), in 
Italien (2003) und in Berlin (2004).(...) 

Im Anschluss an das Symposium in Pa- 
ris wurde eine Zeitschrift gedruckt. Wir be- 
dauern, wenn einige Freundinnen und 
Freunde noch kein Exemplar davon erhal- 
ten haben. Die Zeitschrift wurde an alle po- 
litischen Gefangenen und POW’s geschickt, 
die (soweit wir benachrichtigt wurden) mit 
ihren Gedanken und Herzen an unserer Ak- 
tivität teilnahmen, indem sie sich an einem 
Internationalen Hungerstreik während des 
Symposiums beteiligt haben. Wir haben 
mittlerweile sehr vielen der teilnehmenden 
Organisationen entweder eine Kopie per- 
sönlich gegeben oder per Post zugeschickt. 
Natürlich würden wir euch auf Anfrage, 
(und unter Angabe eurer Adresse) eine Ko- 
pie zuschicken. 

Im Folgenden möchten wir euch einige 


15.-18. Dezember 2006 


Vorschläge und Ideen für das nächste Sym- 
posium mitteilen: 

e Die erschreckende Steigerung der Ag- 
gression gegen die Völker in vielen Län- 
dern und Regionen der Welt, insbesondere 
die militärischen Angriffe der israelischen 
Armee gegen die gesamte palästinensische 
Bevölkerung, welchen von den USA und 
fast allen anderen imperialistischen Län- 
dern der EU zugestimmt wurde, sowie die 
Ausweitung dieses Krieges durch die An- 
griffe im Südlibanon, bei denen unzählige 
ZivilistInnen massakriert und ein Großteil 
des Gebietes völlig zerstört wird ... 

e Die andauernde Besatzung und das 
Morden im Irak und Afghanistan, begleitet 
von einem psychologischen Krieg und Ge- 
fangenenlagern wie Guantanamo und 
zahlreichen anderen geheimen Gefängnis- 
sen, die in Europa und auf allen Kontinen- 
ten verstreut sind ... 

e Die Ausdehnung dieses Krieges durch 
ernsthafte Drohungen gegen Syrien und 
Iran, nächstes Ziel im sogenannten „Krieg 
gegen den Terror“ der USA zu sein, sowie 
der Versuch, Verbündete innerhalb der EU 
zu finden und die Beziehungen zu bereits 
kollaborierenden Regimen zu kräftigen ... 

° Das fortdauernde Massaker in den F- 
Typ Gefängnissen der Türkei, die exempla- 


risch sind für die Vernichtung jeglicher de- 
mokratischen Stimme und des Wider- 
stands, sowie die offene bzw. versteckte Zu- 
stimmung und Unterstützung für diese Po- 
litiken durch zahlreiche EU-Mitgliedsstaa- 
ten ... 

° Die feindliche Position gegenüber Ku- 
ba und anderen Ländern, die auf ihrer Un- 
abhängigkeit beharren, welche insbeson- 
dere beim letzten EU-USA Gipfel deutlich 
wurde ... 

e Die Isolationspraktiken und inakzepta- 
blen Bedingungen in den Gefängnissen, 
z.B. im Hochsicherheitsgefängnis Magha- 
berry in Nordirland, wo derzeit Dutzende 
von irisch-republikanischen Gefangenen 
verschiedener Organisationen einen Wi- 
derstand führen ... 

e Die Massenverfolgung und politischen 
Prozesse gegen linke AktivistInnen in vie- 
len europäischen Ländern, welche durch 
neue Anti-Terrorgesetze und die ‚Schwarz- 
en Listen’ gestützt werden, wie z.B. die ju- 
ristische Verfolgung und Verhaftung von 
Revolutionären aus der Türkei in Belgien 
oder AktivistInnen aus linken Zusammen- 
hängen wie „Opror“ in Dänemark, gefolgt 
von den Massenprozessen gegen Kommu- 
nistInnen in Italien ... 

e Die fortwährende Repression gegen 
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baskische politische Gefangene und die 
Verstreuungspolitik ... 

e Die kontinuierlichen Verhaftungen und 
Verfolgung von anti-imperialistischen, an- 
archistischen und Öko-AktivistInnen in der 
Vereinigten Staaten, sowie die Massenver- 
folgungen, legitimiert durch die rassisti- 
schen „Anti-Terrorgesetze“ nach den An- 
schlägen am 11. September, sowie die zahl- 
reichen Indigenen, Black Panthers und 
Afro-amerikanischen Gefangenen, die sich 
teilweise seit 20 Jahren in Gefangenschaft 
befinden, und schließlich die „Cuban 5“, die 
sich im September dieses Jahres bereits 8 
Jahre lang illegal im Gefängnis befinden 
werden, weil sie versucht hatten, einen ter- 
roristischen Anschlag auf ihr Land zu ver- 
eiteln ... 

All diese ernsthaften Entwicklungen und 
viele weitere, die hier unerwähnt geblieben 
sind, bestätigen die Notwendigkeit der Zu- 
sammenarbeit zwischen allen demokrati- 
schen und Widerstand leistenden Kräften 
in der Welt und die zunehmende Bedeutung 
eines breiten Netzwerks, um die Isolation 
zwischen unseren Bewegungen, von poli- 
tischen Gefangenen und Ländern, die seit 
Jahrzehnten mit Kriegen, Besatzungen und 
Embargos bedroht werden, zu beseitigen. 

Wir denken, dass all diese Fakten Anlass 
genug sind, um erneut zusammenzutreffen, 
besser vorbereitet und gezielt kürzer in un- 
seren Reden, mit dem Ziel, eine gemeinsa- 
me Praxis des globalen Widerstands zu ent- 
wickeln, welcher in den vergangenen Jah- 
ren richtigerweise zu einem Schlüsselwort 
geworden ist. 

Nach Rücksprache mit zahlreichen Orga- 
nisationen haben wir beschlossen, das 
nächste Symposium vom 15.-18. Dezem- 
ber 2006 abzuhalten. Wir legen auch 
großen Wert darauf, die Tradition jährlicher 
Symposien fortzusetzen und nach Mög- 
lichkeit nahe des 19. Dezembers abzuhal- 
ten, da dieses Datum als Beginn des großen 
Widerstands gegen Isolationspolitik be- 
trachtet werden kann, welcher seit 6 Jah- 
ren in den F-Typ Gefängnissen 
der Türkei und außerhalb, in al- 
len Bereichen des Lebens, fort- 
gesetzt wird. 

Die Tatsache, dass Behic As- 
ci, als erster Rechtsanwalt, der 
am Todesfasten teilnimmt, und 
Gürcan Görüroglu, Mutter von 
zwei jungen Mädchen, sich | 
dem Widerstand draußen an- 
geschlossen haben, beweist ein 
weiteres Mal, dass dieser Wi- 
derstand weder im Sinne der 
Opferbereitschaft noch bei den 
Gefängnispforten Grenzen 
kennt. 

Obwohl es bereits 122 Todes- 
opfer gibt und dieses Realität 
sowohl in Europa und in ande- 
ren Teilen der Welt bekannt ist, 
herrscht weiterhin Schweigen 
über dieses Verbrechen und die 
Regierungen dieser Länder 
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stärken ihre Unterstützung an das Regime 
in der Türkei, indem versucht wird, fort- 
schrittliche Kräfte aus der Türkei mittels 
Anti-Terrorgesetzen mundtot zu machen. 

Es gibt bereits einige Vorschläge für das 
Symposium, wie z.B. Workshops, detail- 
lierte Länderberichte, die im Vorfeld ge- 
schickt werden sollten und Informationen 
über die Foltermethoden, die Gefängnissi- 
tuation und die Zahl der Gefangenen in den 
jeweiligen Ländern beinhalten. Dadurch 
könnten die Reden wesentlich reduziert 
werden und mehr Zeit für praktische Fra- 
gen gewonnen werden. 

Wir schlagen vor, das Symposium mit 
Aktionen und Besuch bei verschiedenen In- 
stitutionen, NGO’s, politischen Vertretun- 
gen, Pressezentren und dergleichen in Form 
von Delegationen zu kombinieren, wo wir 
grundlegende gemeinsame Anliegen mit- 
teilen und Forderungen stellen könnten. 

Abgesehen von Seminaren wollen wirein 
weiteres Treffen zwischen Gefangenenor- 
ganisationen, Angehörigen und erfahrenen 
Anwältlnnen und JuristInnen verschiede- 
ner Länder organisieren, um eine Brücke 
zwischen dem politischen und juristischen 
Kampf zu bauen und ein funktionierendes 
Netzwerk gegen Repression zu schaffen, 
mit besonderem Augenmerk auf die aktu- 
ellen Entwicklungen in Europa. 

Ein weiterer Vorschlag ist die Abhaltung 
eines Volkstribunals. 

Um auf dem Symposium ein Resultat zu 
erzielen, sollten wir ein Koordinationsbüro 
(zumindest virtuell) einrichten, über wel- 
ches wir dringende Informationen weiter- 
leiten können und uns mehr Flexibilität in 
der gemeinsamen Aktion ermöglicht. 

Zuletzt möchten wir alle Organisationen 
und FreundInnen, die großen Wert darauf 
legen, die Zusammenarbeit in diesem Rah- 
men zu stärken bitten, uns ihre Vorschläge 
und Anmerkungen mitzuteilen, falls hier 
ein wichtiger Bereich vergessen wurde. 

Mit kämpferischen Grüßen 
Internationale Plattform gegen Isolation 
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„Prozess 
ohne Offent- 
lichkeit" 


Berufungsverfahren gegen mutmaßliche 
Mitglieder der griechischen Stadtquerilla 
17N geht in neue Runde. Gespräch mit Pe- 
tros Giotis. Dieses Interview erschien in ei- 
ner aus Platzgründen gekürzten Version am 
21. September 2006 in der Tageszeitung 
Junge Welt. 


Petros Giotis ist Herausgeber der griechi- 
schen Wochenzeitung Kontra und verfolgt 
für diese das Verfahren gegen mutmaßliche 
Mitglieder der griechischen Stadtguerilla 
Revolutionäre Organisation 17. November“ 
(17N), das seit Dezember 2005 in Athen 
läuft. Auf das Konto von 17N geht u.a. die 
Erschießung ehemaliger Folterknechte der 
griechischen Militärjunta (1967-74) sowie 
amerikanischer und britischer Gehein- 
dienstagenten. 

Interview: Heike Schrader, Athen 


Die Beweisaufnahme im Berufungsverfah- 
ren ist abgeschlossen, das Wort haben seit 
einigen Tagen die Zeugen der Verteidigung. 
Ein guter Zeitpunkt für ein Zwischenresü- 
mee. Wie würden Sie die Bedingungen für 
das Berufungsverfahren im Vergleich zur er- 
sten Instanz beurteilen? 

Der erste Prozess im Jahre 2003 fand un- 
ter extrem zugespitzten gesellschaftlichen 
Bedingungen statt. Es herrschte ein Klima 
der Terrorhysterie, man versuchte, die Ge- 
schichte neu zu schreiben, die herrschende 
bürgerliche Klasse wollte ihre Rache an ei- 
ner Stadtguerillaorganisation, die sie 27 
Jahre lang zum Narren gehalten hatte. Die 
Medien wurden vollständig von den Herr- 
schenden kontrolliert, es gab praktisch kei- 
ne Stimme, die widersprach, und wenn 
doch, dann wurde sofort dafür gesorgt, dass 
diese erstickt wurde. Der Prozess wurde in 
allen Medien präsentiert, jede Zeitung hat- 
te ihren eigenen Reporter täglich im Ge- 
richtssaal. Aussagen klar gestellter Zeugen 
erschienen in den Zeitungen als vollkom- 
men glaubwürdig. Das Gericht folgte dem 
von der Antiterrorpolizei aufgebauten 
Szenarium und verhängte dieser Stimmung 
entsprechende drakonische Strafen. 

Unmittelbar nach Urteilsverkündung er- 
loschen dann die Scheinwerfer der Präsen- 
tation durch die Medien. Im Berufungsver- 
fahren herrscht kein Klima der Terrorhys- 
terie, aber es gibt auch keine Öffentlichkeit 
mehr. Der Prozess findet sozusagen im Dun- 
keln statt. Ein Routineprozess mit dem ein- 
zigen Ziel, das Urteil aus erster Instanz zu 
bestätigen. 


Demonstration gegen Hochsicherheits- 
trakt, „weiße Zellen” und die „Vernichtung 
der politischen Gefangenen” 2003 in La- 
rissa, Griechenland 


Nach griechischem Recht wird im Beru- 
fungsverfahren ein Fall völlig neu aufge- 
rollt, so als ob der erste Prozess nicht statt- 
gefunden hätte. Ein neues Richtergremium 
prüft die selben Indizien wie im ersten Ver- 
fahren, die selben Zeugen sagen erneut aus. 
Inwieweit unterscheiden sich die derzeiti- 
gen Vorgänge im Gerichtsaal vom Verfah- 
ren in erster Instanz? 

Das Berufungsverfahren hat zwei ganz 
entscheidende Veränderungen aufzuwei- 
sen. Eine ganze Reihe von Zeugen, die in 
erster Instanz mit hundertprozentiger Si- 
cherheit in Angeklagten Täter bei Anschlä- 
gen „erkannt“ haben, erklärten nun, dass 
sie niemanden identifizieren können. Ihre 
damaligen Aussagen seien im Klima der 
Terrorhysterie und auf Druck entweder der 
Beamten der Antiterrorpolizei oder des Un- 
tersuchungsrichters zustande gekommen. 
Doch durch das absoluten Schweigen, das 
über dem Verfahren liegt, dringt diese wich- 
tige Veränderung - es handelt sich um mehr 
als 10 Zeugen, die so ihre Aussage aus er- 
ster Instanz zurückgenommen haben - 
nicht an die Öffentlichkeit. 

Die zweite wichtige Veränderung betrifft 
die Verteidigung der Angeklagten. Beim er- 
sten Prozess hatten die Angeklagten und 
ihre Verteidiger nicht einmal genügend 
Zeit, sich durch die viele tausend Seiten 
starken Prozessakten zu arbeiten, ge- 
schweige denn, eine gute Verteidigung vor- 
zubereiten. Von ihrer Verhaftung im Som- 
mer 2002 bis zu Beginn des ersten Verfah- 
rens im Frühjahr 2003 waren die Ange- 
klagten zudem die meiste Zeit voneinander 
und von der Außenwelt isoliert. In den jetzt 
laufenden Prozess gingen Angeklagte und 
Verteidigung dagegen wesentlich besser 
vorbereitet hinein. Aber auch dies bleibt der 
Öffentlichkeit aufgrund des Schweigens der 
Medien verborgen. 


Der erste Prozess hatte ein enormes Medie- 
ninteresse erzeugt, Einschaltquoten und 
Auflagen erhöht. Wie ist das Desinteresse 


der Medien am Berufungs- 
verfahren zu erklären? 

Die Öffentlichkeit wäre si- 
cher auch weiter an einer 
Berichterstattung interes- 
siert, immerhin erleben wir 
in Griechenland auch heute 
noch Anschläge bewaffne- 
ter Gruppen, wie der mis- 
sglückte Bombenanschlag 
auf den ehemaligen Mini- 
ster für Öffentliche Ordnung 


vor einigen Monaten zeigt. Doch die Medi- 
en hier agieren keinesfalls als Spiegel des 
öffentlichen Interesses, sondern sie erzeu- 
gen die öffentliche Meinung. Das Interesse 
der Medien ist es, dass das Bild aus dem er- 
sten Verfahren erhalten bleibt. Ein Beispiel: 
Im Grunde sind es zweieinhalb Zeitungen, 
die aus dem Prozess berichten. Die Kontra, 
die Tageszeitung Elefthroptypia und in ein- 
geschränktem Maße die Tageszeitung der 
Kommunistischen Partei Griechenlands. 
Zunächst hatte auch die eher konservative 
Tageszeitung Ta Nea einen Korresponden- 
ten im Gerichtssaal. Der wurde aber nach 
einigen Monaten zurückgepfiffen. Vor ei- 
nigen Tagen jedoch erschienen in zwei der 
Regierung und einer der sozialdemokrati- 
schen Opposition nahestehenden Zeitun- 
gen, die keinen Korrespondenten beim Pro- 
zess haben, gleichlautende Artikel. Darin 
wurde dem Gericht vorgeworfen, den Pro- 
zess zu verzögern, mit der Gefahr, dass der 
Anschlag der 17N auf den US-Offizier Ts- 
antes verjährt. Dies hatte im Prozess der An- 
walt der Nebenklage angesprochen, der die 
angloamerikanischen Interessen vor Ge- 
richt vertritt. Diese auf ganz bestimmte The- 
men hin eingeschränkte Berichterstattung 
zeigt deutlich, dass in den Medien ganz be- 
wusst bestimmte Themen lanciert und al- 
les andere verschwiegen wird. 


Sie sprechen von angloamerikanischen In- 
teressen. Gibt es Versuche von außen, den 
Prozessverlauf zu beeinflussen? 

Vor Beginn des Verfahrens forderte der 
US-Botschafter in Athen, Charles Rice, die 
Urteile aus erster Instanz zu bestätigen. Und 
die griechische Außenministerin Dora 
Bakojianni beschränkte sich bei ihrer Zeu- 


genaussage als Witwe des von der 17N er- 
schossenen Parlamentariers Pavlos Bakoji- 
annis, nicht nur darauf, harte Strafen für 
die Täter zu fordern, sondern schwang sich 
gleich selbst zur Richterin auf und erklärte 
die Angeklagten für schuldig. Dann gibt es 
noch eine Reihe von Zeitungsartikeln, die 
der Richterbank vorwerfen, zu weich mit 
den Angeklagten umzugehen. Jedes Mal 
beim Auftritt derartigen Drucks können wir 
beobachten, dass das Gericht reagiert und 
beispielsweise Rederechte der Angeklagten 
einschränkt. Wieweit das 
Gericht sonst noch dem 
Druck nachgibt oder ob es 
standhält, wird das Urteil 
zeigen. 

Am Verhalten der Richter 
bei den Aussagen der Zeu- 
gen der Verteidigung lässt 
sich aber auch jetzt ablesen, 
dass das Gericht versucht, 
sich dem Druck anzupassen. 
Solange Zeugen aussagten, 
die politisch argumentier- 
ten und den Prozess als hi- 
storischen politischen Pro- 
zess, nicht aber kriminali- 
stisch bewerteten, stellten 
die Richter keine einzige 
Frage an die Zeugen. Nach dem Motto, „na 
gut, sagt, was ihr zu sagen habt und dann 
gebt Ruhe, damit wir richten können“. So- 
bald aber Zeugen der Verteidigung auftra- 
ten, die im kriminalistischen Sinne zur Ent- 
lastung der Angeklagten aussagten, also 
beispielsweise Alibis liefern konnten, wur- 
den sie von den Richtern regelrecht ange- 
griffen. So wurde eine Zeugin der Verteidi- 
gung gefragt, wie sie sich ein Jahr nach ei- 
nem Anschlag noch daran erinnern konn- 
ten, was einer der Angeklagten - und Be- 
rufskollege der Zeugin - am Tag des An- 
schlages gemacht hatte. Den Zeugen der 
Anklage, die erst 10 oder 15 Jahre nach ei- 
nem Anschlag, bei dem sie einen Täter für 
wenige Sekunden gesehen hatten, einen der 
Angeklagten „wiedererkannt“ hatten, war 
von Seiten der Richterbank dagegen nie- 
mals eine derartige Frage gestellt worden. 


Wie steht es mit dem Gegendruck? Was 
macht die Solidaritätsbewegung für die po- 
litischen Gefangenen? 

Da läuft es gar nicht gut. Leider haben die 
Solidaritätsbewegungen keine Fortschritte, 
sondern Rückschritte gemacht. Ich würde 
sogar sagen, sie sind im Laufe des Beru- 
fungsverfahrens sehr weit zurückgegan- 
gen. Die Kräfte, die Interesse zeigen, die Ak- 
tionen durchgeführt und sich angestrengt 
haben, sind sehr wenige. Ich denke, auch in 
Deutschland sind solche Phänomene in der 
Vergangenheit zu beobachten gewesen. 
Leider wiederholt man hier die schlechten 
und nicht die guten Erfahrungen der Be- 
wegung in Deutschland. Erst gestern habe 
ich einen Artikel verfasst, der sich mit dem 
Prozess und der Art, wie er in der Versen- 
kung verschwunden gelassen wird, befas- 
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st. Darin heißt es: „An dem Begräbnis des 
Prozesses tragen auch die Solidaritätsbe- 
wegungen ihren Anteil an Verantwortung, 
die sich in einem elenden Zustand befin- 
den.“ Aber dies betrifft nicht nur die Soli- 
daritätsbewegung. Was macht die Juristen- 
welt? Hier werden Rechte mit Füßen getre- 
ten. Und was machen die Juristen? Wo 
bleibt die Anwaltskammer? Wo die fort- 
schrittlichen Rechtsanwälte? Nur ganz we- 
nige Rechtsanwälte beschäftigen sich mit 
dem Prozess. Ich weiß, dass in den näch- 
sten Tagen einige Rechtsanwälte als Zeu- 
gen der Verteidigung im Prozess aussagen 
werden. Vielleicht werden wir dort einige 
positive Überraschungen erleben, ich be- 
fürchte jedoch, dass es mittlerweile zu spät 
ist, das Klima der Apathie und des Schwei- 
gens zu durchbrechen, das den Prozess be- 
deckt. 

Sicher jedoch gereicht es nicht zur Ehre 
der Solidaritätsbewegung, allgemein der 
Bewegung hier überhaupt, um nicht nur 
vom kleinen Teil der Solidaritätsbewegung 
zu sprechen, dass sie diesem Prozess den 
Rücken zukehren. 


Ein wichtiger Streitpunkt im Verfahren ist 
die Anerkennung von Aussagen, die dem 
schwerverletzten Savvas Xiros noch auf der 
Intensivstation abgerungen wurden. Das 
Gericht hat sich deshalb recht intensiv mit 
den Vorgängen im Krankenhaus Evangelis- 
mos beschäftigt. Was ist dabei herausge- 
kommen? 

Während der ersten Prozesses bereits hat 
ein Anwalt nicht etwa der Verteidigung, 
sondern der Nebenklage erklärt, er schäme 
sich angesichts der Vorgänge im Kranken- 
haus Evangelismos. Bei der Vernehmung 
von Savvas Xiros auf der Intensivstation 
wurde sämtliches geltendes Recht mit 
Füßen getreten. Hier wurden Methoden von 
Guantanamo angewandt, nicht nur in Hin- 
sicht auf Folter, sondern auch in Hinsicht 
auf die Verwirkung von Rechten. Savvas 
wurde verhört, ohne dass er offiziell ver- 
haftet worden wäre. Ohne Beisein eines An- 
waltes, schwerverletzt, mit verbunden Au- 
gen, blind, fast taub, mit inneren Verlet- 
zungen. Ein klares Verbrechen, aber ich 
fürchte, dass das Berufungsgericht auch die 
auf derartig menschrechtsverletzende Wei- 
se zustande gekommenen Aussagen aner- 
kennen wird. Schon die Richter in erster In- 
stanz hatten erklärt, die Aussagen des 
schwerverletzten Savvas auf der Intensiv- 
station wären auf legale Weise gewonnen 
worden. 


Würden Sie eine Prognose für den Ausgang 
des Verfahrens abgeben? 

Hoffnung auf ein besseres Urteil habe ich 
nicht. Es könnte sein, dass ein paar Strafen 
geringer ausfallen, damit das Gericht den 
Eindruck erweckt, es habe unabhängig ge- 
arbeitet und einige Ungerechtigkeiten aus 
erster Instanz ausgebügelt, mehr aber auch 
nicht. 

Möglich ist, dass die Gefangenen nach 


dem Urteil auf verschiedenen Gefängnisse 
verteilt werden. Im zentralgriechischen La- 
rissa wurde aber bereits vor Jahren ein Iso- 
lationsgefängnis für politische Gefangene 
fertiggestellt. Eine Verlegung der Gefange- 
nen aus dem 17N Prozess konnte jedoch 
bisher durch starke Aktionen der Solida- 
ritätsbewegung verhindert werden. 

Doch dieser Fall endet nicht mit diesem 
Urteil. Jetzt schon wird die Revision vor 
dem obersten Gericht vorbereitet und auch 
der Weg zum europäischen Gerichtshof 
steht noch aus. Wichtiger jedoch als die ju- 
ristische ist die gesellschaftliche Behand- 
lung der Angelegenheit. Wir dürfen nicht 
vergessen, dass es hier nicht das erste Mal 
ist, dass aus dem Volk heraus eine 
bewaffnete Opposition entsteht. 
Auch im griechischen Bürgerkrieg 
1946 bis 1949 haben die Men- 
schen zu den Waffen gegriffen. 
Damals sind Ströme von Blut ver- 
gossen worden. Die letzten Gefan- 
genen der unterlegenen Seite, der 
Linken, wurden erst 1965 aus den 
Gefängnissen entlassen. Sie wur- 
den entlassen, weil eine große Be- 
wegung aus dem Volk heraus ih- 
re Freilassung gefordert hatte. 

Auch die 17N ist eine Organisa- 
tion des Volkes, kämpfte an seiner 
Seite, nicht gegen das Volk. Das 
griechische Volk hat die Pflicht, 
sich um die Kämpfer dieser Orga- 
nisation zu kümmern, so wie es sich um die 
kämpfenden Kommunisten des Bürgerkrie- 
ges gekümmert hat. 


Blind durch 
Knast 


Der offensichtlich haftunfähigste Gefan- 
gene in Griechenland bleibt weiter im Ge- 
fängnis. 


Savvas Xiros bleibt weiter im Gefängnis. 
Am Dienstag, 10. Oktober, lehnte das zu- 
ständige Gericht in Piräus seinen Antrag 
auf Aussetzung seiner Strafe und Verlegung 
in ein Krankenhaus ab. Xiros war im Som- 
mer 2002 schwerverletzt verhaftet worden, 
weil eine Bombe in seiner Hand explodier- 
te. Bei der Explosion hatte er drei Finger ei- 
ner Hand, beide Trommelfelle und einen 
großen Teil seines Augenlichtes verloren. 
Im Dezember 2003 war Xiros wegen Mit- 
gliedschaft in der Stadtguerillaorganisati- 
on 17N zu 6 Mal lebenslänglich verurteilt 
worden. 

Durch den Aufenthalt in dem eigens für 
die als mutmaßliche Mitglieder der 17N 
Einsitzenden gebauten - von den im De- 
zember 2003 insgesamt 15 Verurteilten 


Sawas Xiros, links im Bild 


wurden bis heute zwei aus gesundheitlichen 
Gründen entlassen - unterirdischen Hoch- 
sicherheitstrakt im Gefängnis von Korydal- 
los hat sich sein Gesundheitszustand noch 
verschlechtert. Wie der ihn behandelnde 
Augenarzt vor Gericht aussagte, hat der Ge- 
fangene bereits mehr als die Hälfte der 
einstmals verbliebenen Sehfähigkeit auf 
dem einen Auge verloren, während das an- 
dere vollständig erblindet sei. Weil er kaum 
sehen und fast nicht hören kann, nimmt Sa- 
vvas auch nicht am derzeit laufenden Be- 
rufungsverfahren im Fall 17N teil. 

Arzt und Verteidigung führten aus, dass 
eine angemessene Behandlung des kranken 
Gefangenen im Gefängnis nicht gegeben 


sei. Dort gibt es weder eine auf solche Fäl- 
le eingerichtete Klinik noch einen ständi- 
gen Augenarzt. Der Gefangene sei bereits 
zweimal wegen Netzhautablösung operiert 
worden, es bestehe jedoch die Gefahr, dass 
diese sich erneut löse, wenn er sich nicht 
einer umfassenden Therapie unterziehe. 

Seine häufigen Abstecher ins Kranken- 
haus seien nicht der richtige Weg, um sei- 
ne Gesundheit so weit wie möglich wie- 
derherzustellen, führte Savvas selbst vor 
Gericht aus. Er habe sich vielmehr zahlrei- 
chen Operationen unterziehen müssen, ein- 
zig und allein um die von den Haftbedin- 
gungen verursachten Schäden einiger- 
maßen auszugleichen. 

Dem Gesetz nach ist ein Gericht ver- 
pflichtet, die Entlassung eines Gefangenen 
zu verfügen, wenn nur so irreparable Schä- 
den für seine Gesundheit abgewendet wer- 
den können. Das Gericht war jedoch nicht 
der Auffassung, dass eine Erblindung dro- 
he, und empfahl die Fortsetzung der „Be- 
handlung“ unter Gefängnisbedingungen. 
Die Verteidigung quittierte die Entschei- 
dung mit der lakonischen Bemerkung, beim 
nächsten Antrag auf Haftverschonung sei 
es sicher zu spät und der Gefangene schon 
vollständig erblindet. 

Die Verhandlung fand unter drakonischer 
Polizeipräsenz statt. Sondereinheiten 
schirmten das Gebäude ab und selbst im 
Gerichtssaal waren schwarzgekleidete, mit 
Schnellfeuergewehren bewaffnete und 
maskierte Antiterrorspezialisten präsent. 
Heike Schrader, Athen 


Italien 


Der politische Prozess 
per Videokonferenz 


In einem Interview schildert uns Maurizio 
Ferrari, Gründungsmitglied der Brigate 
Rosse mit dreißigjähriger Erfahrung als po- 
litischer Gefangener, einige Aspekte der 
aktuellen Repression Italiens. 


Ist in Italien eine Entwicklung in der Kon- 
terrevolution mit dem sog. „Krieg gegen 
„ Terrorismus“ erkennbar? 

Ja, es gibt laufende Veränderungen im 
Verhältnis Krise/imperialistischer Krieg. 
Wir dürfen nicht vergessen, dass der itali- 
enische Staat sich in der Führung des im- 
perialistischen Krieges an vorderster Front 
befindet. Unter den dem italienischen Staat 
anvertrauten Aufgaben befindet sich die 
Neudefinierung des Gefängnis- und Straf- 
vollzugssystems des besetzten Landes. ... 
Das ist in Albanien und teilweise in Af- 
ghanistan der Fall und kein Mensch kann 
ausschließen, dass Verbände von Gefäng- 
niswärtern sich nicht in den Gefängnissen 
des besetzten Irak eingenistet haben. Diese 
internationale Aktivität legitimiert und bil- 
det die Gefängniswärter für die Folter und 
Ausführung der Isolation in Italien aus. In 
den italienischen Gefängnissen, wo die aus 
anderen Ländern stammenden Gefangenen 
heute mehr als die Hälfte ausmachen, wa- 
ren Isolation und Härte der Bedingungen 
noch nie schwerer. (...) 

Heute sind die Knäste ein Reich absolu- 
ter Macht, die der Wärter, der Richter und 
der Militärapparate, die Prozesse eine lästi- 
ge Formalität zur Verteilung von Höchst- 
strafen. (...) 


Beim letzten Prozess gegen die GenossIn- 
nen der BR-PCC' wurde eine Neuheit ein- 
geführt. 

Die GenossInnengruppe, welche mit den 
Hinrichtungen von D’Antona und Biagi, 
(bürgerliche Intellektuelle, deren Arbeit es 
war, herauszuarbeiten wie Mehrwert besser 
aus der Lohnarbeit herauszupressen sei) die 
Kontinuität der Erfahrung der BR-PCC ge- 
währleistete, entging demonstrativ den 
Schlingen der präventiven Konterrevoluti- 
on. Stattdessen hat sie den Vorschlag des 
Kampfes gegen kapitalistische Ausbeutung 
auf der Ebene des Bruches und der Macht 
erneut entwickelt. Diese Impotenzer- 
klärung der staatlichen Prävention ist ab- 
solut unverzeihlich ... dem konnte nur mit 
entschlossener Gewalt... entgegnet werden. 
Darum wurde die GenossInnengruppe, ein- 
mal im Knast mit Höchststrafen (lebens- 
länglich) bedacht und in Knastabteile ge- 
sperrt, wo der Art. 41bis? angewendet wird, 
das heißt die maximale Isolation, ... (keine 
oder wenig Korrespondenz, Beschränkung 
der Anzahl Bücher und Zeitschriften, Be- 
suche mit Trennscheibe, Telefone von An- 


gehörigen nur aus überwachten Polizeika- 
sernen, USW.) ... 


Dazu gehört der Prozess per Videokonferenz 


Da kann nicht mehr von Prozess gespro- 
chen werden, weil der „Angeklagte“ als 
konstituierender Teil eines Prozesses fehlt, 
ausradiert ist. Er verfolgt den Prozess auf 
einem Monitor in der Zelle eines Knastes, 
alleine oder höchstens mit dem Anwalt, 
Wärtern und Gerichtsbeamten. „Angeklag- 
ter“ und Anwalt können im Prozess, der sich 
vielleicht Tausende Kilometer vom Knast 
entfernt abspielt, nur eingreifen, indem sie 
dem Beamten einen Antrag stellen, der die- 
se an eine Zentrale im Saal weiterleitet, wo 
entschieden wird, ob überhaupt und wenn 
ja, wann und wie lang die Stimme, mit oder 
ohne Bild des „Angeklagten“ im Saal prä- 
sent sein kann. Die politische Prozes- 
sführung wird viel schwieriger. Sie können 
nämlich im Regime 41bis keinerlei „kol- 
lektive Verteidigung“ organisieren, denn 
jede/r Einzelne ist in der Gefängniszelle ab- 
getrennt, isoliert. Unter diesen Bedingun- 
gen ist der Prozess nicht wie früher eine 
„Farce“, sondern eine Übung, ein Spiel, ab- 
surd, monströs, in dem der Gegnerrein ima- 
ginär und schon zum vornherein verurteilt 
ist. Der Versuch der Entwurzelung der Ge- 
nossInnen von den Gründen und den Ver- 
hältnissen, die sie dazu bewegt haben, die- 
se Klassenpraxis durchzuführen, könnte 
nicht gnadenloser sein. Damit, werden sich 
die Strategen der Konterrevolution sagen, 
wird es einfacher sein, den Massen den Be- 
griff „Terrorist“ einzubläuen als ein Indivi- 
duum, dem gegenüber es einfacher wird, 
Sympathie und vor allem Identifizierung 
von ihm abzuwenden. 


Was tun? 

Der Kampf gegen die Entpolitisierung der 
Prozesse und gegen die Kriminalisierung 
der „Angeklagten“ kann nur wirklich mit 
der Unterstützung der gefangenen Genos- 
sInnen beginnen. Dazu gehört auch ihre 
Prozessführung und Verhalten im Ge- 
richtssaal. Der „Prozess über Videokonfe- 
renz“ muss Teil unseres konkreten Kamp- 
fes gegen Isolation und Vernichtung sein. 
Sein Ziel, die revolutionäre Kontinuität zu 
brechen, müssen wir stoppen. Sehr wenige 
Menschen in Italien wissen, dass im Früh- 
Jahr dieses Jahres der Prozess gegen die BR- 
PCC stattgefunden hat, noch weniger wis- 
sen, um was es dabei ging. Wir müssen mei- 
ner Meinung nach dafür sorgen, dass ge- 
nau das Gegenteil geschieht. 

Wir dürfen die Gefangenen nie alleine 
lassen, schon gar nicht dann, wenn ihr re- 
volutionäres oder politisches Sein vom 
Klassenfeind angegriffen wird. 

Übersetzt von Marco Camenisch, Knast von 
Regensdorf August 2006 


1 Brigate Rosse - Partito Comunista Combatente 

2 Bis anhin nur bei obersten Mafiabossen ange- 
wendeter Strafvollzugsartikel, der maximale 
Isolation bedeutet 


Baskischer 
Regierungschef vor 
den Kadi 


Es ist einer der vielen Merkwürdigkeiten 
dieses spanischen Friedensprozesses, dass 
nun auch der baskische Regierungschef vor 
Gericht gezerrt werden soll. Der Oberste 
Gerichtshof im Baskenland hat eine Klage 
angenommen, wonach Juan Jose Ibarretxe 
sich dem „Ungehorsam” gegen die Justiz 
schuldig gemacht habe, weil eram 19. April 
Führer der verbotenen Partei Batasuna 
(Einheit) empfangen hat. 


Der Präsident der Regionalregierung hatte 
sie eingeladen, um nach der dauerhaften 
Waffenruhe, welche die Untergrundorgani- 
sation ETA im März erklärt hat, über den 
Friedensprozess zu sprechen. Deshalb wer- 
den erneut auch Arnaldo Otegi, Juan Joxe 
Petrikorena und Pernando Barrena ange- 
klagt, weil sie gegen das Verbot ihrer Par- 
tei im Jahr 2003 verstoßen hätten, für das 
unter der Regierung der ultrakonservativen 
Volkspartei (PP) extra ein Parteiengesetz 
geschaffen wurde. 

Auffällig daran ist, dass es keine Ankla- 
gen gegen die Vertreter der in Spanien re- 
gierenden Sozialisten (PSOE) gibt, die sich 
seit Jahren mit Batasuna treffen. Diese Kon- 
takte wurden vom spanischen Regierung- 
schef Jose Luis Rodriguez Zapatero im Mai 
offizialisiert. Anfang Junitrafsich dann der 
baskische PSOE-Chef Patxi Löpez öffent- 
lich mit einer Batasuna-Delegation. Er be- 
zeichnete die Partei, die 10 bis 20 % der 
Basken vertritt, als „notwendigen Partner“. 
Es war Batasuna, die trotz des Verbots En- 
de 2004 vor 15.000 Anhängern im Rads- 
portstadion von Donostia-San Sebastian 
mit ihrem Vorschlag den Friedensprozess 
angestoßen hat. Mit der Ankündigung wur- 
de versucht, den Nationalen Gerichtshof in 
die Schranken zu verweisen, der wieder ein- 
mal Batasuna-Führer inhaftieren wollte. 
Derlei Vorgehen ist ohnehin schon bekannt, 
einst traf es den baskischen Parlament- 
spräsidenten. Das Verfahren verlief sich im 
Nichts. 

Die baskische Regierungssprecherin Mi- 
ren Azkarate kritisiert die Anklage als „ei- 
ne nicht zu rechtfertigende Unverhältnis- 
mäßigkeit“. Sie zeigte, dass sich die Richter 
denen anschließe, „die den Friedensprozess 
behindern“, und dass die „spanische Justiz 
zwei verschiedene Messlatten“ anlege. Es 
sei allen klar, dass Batasuna in dem Prozess 
„nicht bloß ein Verhandlungspartner ist, 
sondern sie ist für den Prozess unentbehr- 
lich“. Ihr Parteifreund und Chef der großen 
Baskisch-Nationalistischen Partei (PNV) er- 
klärte, die Justiz stehe im Dienst der Volks- 
partei (PP), die gegen den Friedensprozess 
eintritt. In acht Regierungsjahren hat die PP 
die Justiz mit Richtern durchsetzt. 

So werden die Worte von Zapatero ver- 
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hallen, die er am Nationalfeiertag, einigen 
Journalisten in die Notizbücher diktierte. 
Bei ausgeschalteten Kameras und Mikro- 
phonen sagte der Regierungschef am Don- 
nerstag in Madrid, Batasuna müsse sich nur 
umbenennen und neue Statuten geben, um 
wieder legal arbeiten zu können. Das müs- 
ste bald geschehen, damit die Partei an den 
Wahlen im kommenden Jahr teilnehmen 
könne. 


terstützt haben. Dafür hatte die Staatsan- 
waltschaft zunächst 96 Jahre Haftstrafe ge- 
fordert. Der Antrag wurde nun auf sechs 
Jahre gesenkt. Sogar ein Bischof, der 1999 
schon einmal als Vermittler zwischen der 
ETA und der Regierung tätig war, hatte mit 
ihm Kontakt aufgenommen, um ihn zum 
Abbruch zu bewegen. Der Hungerstreik und 
die vielen Sabotageaktionen in seinem Um- 
feld, wurden zu einer schweren Hypothek 


15000 demonstrierten am 7.10. für die Rechte der politischen Gefangenen ... 


Doch solange Zapatero das Parteienge- 
setz beibehält, funktioniert das nicht. Denn 
die neue Partei kann sofort als Nachfolger 
von Batasuna verboten werden. Das war in 
den letzten Jahren sogar Parteien und 
Wählerlisten passiert, auf denen keine Ba- 
tasuna-Mitglieder kandidierten. Zapatero 
istin der Zwickmühle, weil seine PSOE einst 
im Pakt mit der PP das Gesetz verabschie- 
dete, die ihn bei Änderungen hart attackie- 
ren würde. So ist es nicht verwunderlich, 
wenn Batasuna den Vorgang als „Aktion 
zur Verwirrung“ deklariert hat. 

Zapatero will mit seinen Worten wieder 
in die Offensive kommen, da der Frieden- 
sprozess blockiert ist. Kürzlich hatte die ETA 
öffentlich gewarnt und die Rückkehr zum 
bewaffneten Kampf in den Raum gestellt. 
Zapatero wollte im September dem Parla- 
ment von den Gesprächen mit der Organi- 
sation berichten. Der Termin fand nicht 
statt, da es die Gespräche mit der ETA of- 
fenbar noch immer nicht gibt. Nun erklärt 
Zapatero, um erneut eine sol- 
che Schlappe zu vermeiden: 
„Es wird nichts öffentlich, es 
wird keine Information ge- 
ben“. 

Entspannt hat sich die La- 
ge wieder etwas, nachdem der 
ETA-Gefangene Inaki de Jua- 
na Chaos am Sonntag seinen 
Hungerstreik nach 63 Tagen 
abgebrochen hat, mit dem er 
seine Freilassung erreichen 
wollte. Er wurde letztes Jahr, 
nach Verbüßung einer 19- 
jährigen Haftstrafe, sofort 
wieder in Untersuchungshaft 
genommen. Er soll mit 
Beiträgen für eine Tagezei- 
tung aus der Haft die ETA un- 
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für den Friedensprozess. Welcher Spielraum 
die spanischen Gesetze zur Lösung der Ge- 
fangenenfrage bieten, zeigt sich am Um- 
gang mit den Staatsterroristen. 

Der Friedensprozess hat international 
weitere Unterstützung erhalten. Die Ex-Re- 
gierungschefs von Italien, Francesco Cos- 
siga, und Portugals, der Friedensnobel- 
preisträger Adolfo Perez Esquivel, der Ge- 
neralsekretär des südafrikanischen ANC 
Kgalema Motlanthe, der Chef der irischen 
Partei Sinn Fein, Gerry Adams, und der Füh- 
rer der mexikanischen Linkspartei (PRD), 
Cuauhtemoc Cärdenas, haben gemeinsam 
ein Kommunique zur Unterstützung des 
Friedensprozesses unterzeichnet. Sie haben 
sich bereit erklärt, den Prozess zu unter- 
stützen, um „definitiv die Gründe und 
Auswirkungen des Konflikts im Rahmen 
der demokratischen Normalisierung zu be- 
seitigen“. 

(c) Ralf Streck, Donostia den 14.10.2006 


I‘ 


VZERB 


„.. und zur Unterstützung von Inaki de Juana Chaos 


Solidarität mit 
PCE(r)-Genossin 
Josefina Garcia 
Aramburu 


Die Gefangene der PCE(r), Genossin Jose- 
fina Garcia Aramburu wird gesetzeswidrig 
immer noch vom spanischen Staat in Haft 
gehalten. 


Freiheit für die Genossin Josefina 


Garcia Aramburu 

Die Genossin Josefina war aufgrund ihrer 
Tätigkeit in den GRAPO 20 Jahre lang in 
den Gefängnissen des spanischen Staates 
inhaftiert und brutal gefoltert. Nach ihrer 
Entlassung in die Freiheit ging sie als 
Kämpferin der PCE(r) in die Illegalität und 
setzte so ihren Kampf für Freiheit und So- 
zialismus fort. 2002 wurde sie in Paris in- 
haftiert und auch in Frankreich verurteilt. 
Nachdem sie ihre Strafe abgesessen hatte, 
wurde Josefina auf gesetzeswidrigerweise 
an Spanien ausgeliefert. Dort ist sie immer 
noch für Vergehen in Haft, deren Strafen 
sie schon seit langem abgesessen hat. 

Die Genossin Josefina wurde aus dem Ge- 
fängnis Alcala-Meco in das Krankenhaus 1 
de octubre in Madrid gebracht, nachdem sie 
drei Herzinfarkte in Folge erlitten hatte. 
Trotzdem ist sie nach wie vor inhaftiert, ob- 
wohl kein einziges offenes Verfahren gegen 
sie anhängig ist und obwohl ihr die nötige 
medizinische Versorgung verweigert wird. 

Die Genossin Josefina hat über 24 Jahre 
in Gefängnissen verbracht und ihre Ge- 
sundheit ist aufgrund der Bedingungen im 
Gefängnis, der Folter und Misshandlungen 
sowie infolge der Hungerstreiks lebensge- 
fährlich stark zerrüttet. 

Der Tod der Genossin Josefina, einer 
Kommunistin und Kämpferin für Freiheit 
und Sozialismus, die ein Viertel Jahrhun- 
dert Widerstand in den Gefängnissen des 
spanischen und französischen Staates ge- 
leistet hat, wäre nicht nur für die Genossen 
der PCE(r), die Arbeiterklasse und Völker 

Spaniens, sondern auch für alle fort- 
u schrittlichen, revolutionären und kom- 
= munistischen Kräfte der Welt ein großer 
Verlust. 

Deshalb rufen wir alle fortschrittli- 
chen, revolutionären und kommunisti- 
schen Kräfte dazu auf, die Forderung 
i und den Kampf für die Freiheit von Jo- 
sefina Garcia Aramburu zu stärken. 

Freiheit für die inhaftierten revolu- 
J tionären Gefangenen von der Türkei bis 
Kurdistan, von Spanien bis Frankreich! 

Die revolutionären Gefangenen sind 
unsere Würde! 

Hoch der proletarische Internationa- 
lismus! 

MLKP 
Türkei/Nordkurdistan Internationales 
Büro 


Aufruf zum internationalem 
Aktionstag am 4.11.2006 


Kein Mensch ist 
illegal, Freiheit für 
Erdogan E.! Freiheit 
für Dursun Güner! 


Die Schweiz integriert sich in Sachen re- 
pressiver Migrationspolitik nicht nur in Eu- 
ropa, nein, sie geht mit einem Asylgesetz 
voran, das seinen Namen nicht mehr ver- 
dient. Die repressive Staatsräson blüht, an- 
stelle von Asyl wird von Missbrauch gere- 
det und Flüchtlinge sollen wann immer 
möglich abgewiesen, ausgeschafft und aus- 
geliefert werden. Selbst Auslieferungen an 
Folterstaaten widersprechen offizieller 
schweizerischer Politik nicht. Zeigen wir Wi- 
derstand gegen die repressive Migrations- 
politik, in der Schweiz oder den anderen 
Ländern der europäischen Festung! Wenn 
sich die Regierungen Europas in dieser An- 
gelegenheit so einig sind, dann ist es umso 


notwendiger, die Solidarität und den Wi- 
derstand über die Landesgrenzen hinweg 
aufzubauen. Wir rufen auf zu Protest- und 
Widerstandsaktionen vor schweizerischen 
Botschaften, Konsulaten oder Institutionen! 


Auslieferung an einen Folterstaat? 


Der konkrete Hintergrund des Aktionstages 
ist die zu befürchtende Auslieferung eines 
politischen Flüchtlings, der seit 9 Jahren in 
der Schweiz lebt, an die Türkei. Die Türkei 
nähert sich nämlich der EU und entdeckt 
neue Methoden zur Verfolgung von ge- 
flüchteten Oppositionellen. Es werden in- 
ternationale Haftbefehle ausgestellt oder 
die türkischen Behörden stellen direkt Aus- 
lieferungsgesuche, wie im Fall von Erdo- 
gan Elmas. Erdogan beteiligte sich an re- 
volutionären Kämpfen in der Türkei und 
flüchtete als 16-Jähriger in die Schweiz - 
gezwungen durch Verhaftungen und Folter 
in seinem engsten Umfeld. Eine solche Ge- 
schichte sollte in der Schweiz eigentlich zu 
Asyl führen, Erdogan wurde vorläufig auf- 
genommen. Neun Jahre später wird er auf 
Betreiben der Türkei, die ihn eines Polizi- 
stenmordes bezichtigt, in Auslieferungs- 
haft genommen. Erdogan bestreitet den 
Vorwurf und alle Aussagen gegen ihn be- 
ruhen nachweislich auf Folter. Das schwei- 
zerische Bundesamt für Justiz empfiehlt 
dennoch, in Missachtung der Anti-Folter- 
konvention, seine Auslieferung an die Tür- 
kei. Der Entscheid über die Auslieferung 
liegt mittlerweile beim schweizerischen 
Bundesgericht. Ein ähnlicher Fall ist Dur- 
sun Güner. Gegen ihn erließ die Türkei ei- 
nen internationalen Haftbefehl, und ob- 
wohl er bereits in Italien und der Schweiz 
Asyl erhielt, verhafteten ihn die deutschen 
Behörden bei einem Grenzübertritt. Dursum 
Güner sitzt seither in Lörrach in Haft. 


Wilhelm Tell grüßt Festung Europa 


Der rechtspopulistische SVP-Bundesrat 
Christoph Blocher macht den Schreib- 


Sükriye Akar zu 
ihrer Situation 


Wie wir in der letzten Ausgabe berichte- 
ten, standen elf Menschen einschließlich 
Sükriye vor dem Revisionsgericht Gent 
wegen „Unterstützung der türkischen Re- 
volutionären Volksbefreiungsfront 
(DHKP-C). 

In einem Brief an den Gefangenen Tho- 
mas Meyer-Falk berichtet sie von Vor- 
führungen zum Gericht in Gent (Augen 
verbinden etc.), vom Knast dort (Tag und 
Nacht Dauerbeleuchtung, jede Stunde Le- 
bend-Kontrolle ...). Teilweise, so meint 
sie, würden die belgischen Behörden mit 
ihren Maßnahmen selbst die Türkei über- 
treffen. 

Des Weiteren veröffentlichen wir aus- 
zugsweise einen Brief von ihr aus dem 
Gefängnis Bügge vom 11.10.. 


„Mir geht es ganz gut, auch wenn seit 
zwei Wochen das Licht die ganze Nacht 
in unserer Zelle brennt. Die WärterInnen 
machen das Licht von draußen an. Ich 
hatte eine Decke um mein (Doppel)bett 
gewickelt, mit der Absicht, mich gegen 
das Licht zu schützen. Daraufhin startete 
man ein Disziplinarverfahren gegen 
mich, was mit einer Verwarnung endete, 
„ich hätte die Decke unzweckmäßig be- 
nutzt und dürfe mich nicht schützen“. Ich 
werde dagegen natürlich Klage einlegen. 
Ich sehe nicht ein, warum ich eine Ver- 
warnung erhalten habe. Ich habe doch 
überhaupt nichts getan. 

Der Prozess ist zu Ende. DerRichter wird 
die Entscheidung am 7. November be- 
kannt geben. Solange bleiben wir natür- 
lich in Haft ...“ 

Sükriye Akar 5465 Legeweg 200 8200 
Brügge Belgien 


tischtätern seiner Ämter alle Ehre, wenn er 
sich anlässlich eines Türkeibesuchs offen 
mit dem türkischen Folterstaat verbrüdert: 
Erdogan Elmas sei - wohl unabhängig vom 
Entscheid des Bundesgerichts (!) - der Tür- 
kei auszuliefern. Nebst früherer öffentlicher 
Diffamierung albanischer Flüchtlinge ver- 
wirft er anlässlich des gleichen Besuchs die 
schweizerische Antirassismus-Strafnorm 
in Bausch und Bogen. Das Leugnen des Ge- 
nozids an den ArmenierInnen wäre somit 
legitimiert. Bundesrat Blocher lanciert in 
sattsam bekannter Art und Weise einen 
neuen Vorstoß aus der Agenda des Abbaus 
sozialer und politischer Errungenschaften. 
Ihre Vorschläge lassen die dafür verant- 
wortlichen reaktionären Kreise in einem de- 
mokratischen Musterland jeweils vom 
Volke per Urnengang absegnen. Die holde 
direkte Demokratie! Deren struktureller 
Hintergrund, die realen Macht- und Kapi- 
talverhältnisse, bleiben natürlich immer 
schön im Dunkeln. So kommt es, dass das 
verschärfte schweizerische Asylrecht, per 
Urnengang legitimiert, mittlerweile die 
Menschenrechte mit Füßen tritt. Schweize- 
rische PolitikerInnen überholen europäi- 
sche rechts und machen vor, wie in der Fe- 
stung noch mal eine Festung gebaut wird. 


Solidarität ist unsere Waffe 


Dagegen gab und gibt es im Land der Ban- 
ken und Berge aber auch Widerstand. Brei- 
te Kreise wollten das Asyl- und Ausländer- 
gesetz verhindern. Für Erdogan Elmas’ und 
Dursum Güners Freilassung entwickelte 
sich eine aktive Solidaritätsbewegung. Die- 
se ruft nun dazu auf, mit internationalen 
Aktionen den Druck auf die schweizeri- 
schen Behörden zu vergrößern. Die Schweiz 
ist im Begriff, einen politischen Flüchtling 
in die Folter auszuliefern - der Hintergrund 
ist die verschärfte Migrations- und Sicher- 
heitspolitik in ganz Europa und der 
Schweiz. Setzen wir unsere Solidarität da- 
gegen! Selbstverständlich ist dieser Akti- 
onstag auch eine Möglichkeit im Sinne des 
Zusammentragens von Widerstand, auf 
ähnliche Fälle hinzuweisen. Wer von sol- 
chen Fällen Kenntnis hat, soll uns die In- 
formationen bitte zukommen lassen. Bei 
Aktionen bitten wir ebenfalls um eine Mit- 
teilung mit Foto auf die folgende email- 
Adresse: free_Erdogan@gmx.net 

Bündnis gegen Ausschaffungen und Aus- 
lieferungen in die Türkei 


74 GÜRLUK, 
Zi BNARSIST_E! 
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Streik in Oldenburger Flüchtlingslager 


Seit zwei Wochen befinden sich die Insas- 
sen des Flüchtlingslagers Blankenburg in 
einem Streik, der u.A. das Kantinenessen 
des Lagers sowie die medizinische Versor- 
gung betrifft. Der Streik wird von zahlrei- 
chen Solidaritäts- und Protestaktionen be- 
gleitet). In den letzten Tagen gibt es eine 
Zuspitzung der Situation, die sogar Innen- 
minister Schünemann zum Eingreifen ver- 
leitete: zwei Flüchtlinge, die sich aktiv an 
den Streikaktionen beteiligt hatten, wur- 
den in andere Lager (Bramsche und Braun- 
schweig) zwangsumverteilt, zwei weitere 
Demos fanden statt, Lagerleiter Lüttgau 
erhielt nächtlichen Hausbesuch usw. Im 
Folgenden eine (unvollständige) Übersicht 
über die Geschehnisse der letzten Tage: 


Seit Mittwoch, den 4. Oktober, befinden 
sich die Flüchtlinge des 7 Kilometer von Ol- 
denburg entfernten Ein- und Ausreisela- 
gers Blankenburg im unbefristeten Streik. 
Konkret heißt das: Sowohl das 
Kantinenessen als auch die 1-Eu- 
ro-Jobs werden boykottiert. Die | 
Streikenden fordern stattdessen die 
Auszahlung von Bargeld und das 
Recht, ihre Nahrung selbstbe- 
stimmt zubereiten zu können. Dar- 
über hinaus wird eine angemesse- 
ne und hiesigen Standards ange- 
passte Gesundheitsversorgung ge- 
fordert - diese Forderung richtet 
sich insbesondere gegen die nahe- 
zu obligatorische Verabreichung 
von „Paracetamol“, ganz gleich 
welche Erkrankung tatsächlich 
vorliegt. Grundsätzlich machen 
sich die BewohnerInnen für eine 
dezentrale Unterbringung in eige- 
nen Wohnungen nach spätestens 3 
Monaten stark. An dem Streik sind ca. 200 
Menschen beteiligt, d.h. nahezu alle Flücht- 
linge, die permanent im Lager leben. 

Die zuständigen Behörden sind den Strei- 
kenden bislang nicht im Geringsten entge- 
gengekommen. Stattdessen wird darauf 
verwiesen, dass die Auszahlung von Bar- 
geld an Flüchtlinge gesetzlich nicht zuge- 
lassen sei, insbesondere im Falle einer 
„Zentralen Erstaufnahmestelle“ wie Blan- 
kenburg. Diesen Aussagen muss entschie- 
den widersprochen werden: Denn auch 
wenn es im Asylbewerberleistungsgesetz 
heißt, dass Flüchtlingen „vorrangig“ Sach- 
leistungen zu gewähren seien, so ist die 
Möglichkeit von Ausnahmen ausdrücklich 
vorgesehen. Das hat dazu geführt, dass 
mittlerweile 9 von 16 Bundesländern ganz 
oder überwiegend auf die Auszahlung von 
Bargeld an Flüchtlinge umgestiegen sind! 
Zweitens: Die allermeisten der in Blanken- 
burg untergebrachten Flüchtlinge fallen 
überhaupt nicht unter den Geltungsbereich 
der Zentralen Erstaufnahmestelle, wo in der 
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Tat kein Bargeld ausgezahlt werden darf. 
Sie sind vielmehr BewohnerInnen der eben- 
falls auf dem Lagergelände untergebrach- 
ten „Landesgemeinschaftsunterkunft“ Das 
heißt: Sie gehören zu jenen Flüchtlingen, 
die das gesetzlich auf 3 Monate beschränkte 
Aufnahmeverfahren in der Zentralen Erst- 
aufnahmestelle bereits durchlaufen haben, 
im Anschluss jedoch nicht in eine nieder- 
sächsische Gemeinde umverteilt wurden. 
Viele von ihnen leben bereits seit mehren 
Jahren in Blankenburg. 

Nicht minder falsch ist die von den Behör- 
den immer wieder in Umlauf gebrachte Be- 
hauptung, wonach es gesetzlich keine Al- 
ternative zur Unterbringung in Großlagern 
ala Blankenburg gebe. Richtig ist vielmehr, 
dass das Gesetz auch in dieser Hinsicht ei- 
nen großen Ermessensspielraum zulässt - 
wie bereits ein kurzer Blick in die jüngere 
Geschichte zeigt: Zwischen 1990 und 2000 
wurden Flüchtlinge in Niedersachsen über- 


wiegend dezentral in Wohnungen und klei- 
nen Sammelunterkünften untergebracht. 
Erst 2000 ist es in Niedersachsen erklärter- 
maßen zu einem Umschwung in Sachen La- 
gerpolitik gekommen: Beschlossen wurde, 
Flüchtlinge fortan nicht mehr auf die ein- 
zelnen Landkreise umzuverteilen, sondern 
zentral in so genannten „Landesgemein- 
schaftsunterkünften“ unterzubringen. 
Diesbezügliche Kapazitäten wurden insbe- 
sondere in Braunschweig, Blankenburg und 
Bramsche geschaffen. 

Hintergrund dieser Entwicklung ist, dass 
in Deutschland bereits seit langem gerade 
mal 1 bis 2 Prozent aller Flüchtlinge als 
AsylbewerberInnen anerkannt werden. Der 
große Rest ist demgegenüber ausreise- 
pflichtig. Es mache deshalb keinen Sinn, so 
ein Vertreter des Niedersächsischen Innen- 
ministeriums, „bei diesen Personen durch 
eine Verteilung auf die Gemeinden Hoff- 
nungen auf einen Verbleib im Land zu 
wecken. Ihnen muss vielmehr von vorn- 


herein deutlich gemacht werden, dass sie 
keine Perspektive für einen Aufenthalt in 
Deutschland haben, um auf diese Weise 
auch ihre Bereitschaft zu stärken, das Land 
freiwillig zu verlassen.“ Mit anderen Wor- 
ten: Offizielle Aufgabe von Ein- und Aus- 
reiselagern wie Blankenburg ist es, die Be- 
reitschaft zur so genannten freiwilligen 
Ausreise zu fördern. Und das gelinge aus- 
gesprochen gut, wie Innenminister Schü- 
nemann erst jüngst wieder frohlockte: „Ob- 
wohl die Anzahl der ausreisepflichtigen 
Personen in den Landeseinrichtungen we- 
niger als 7 % der ausreisepflichtigen Per- 
sonen in Niedersachsen insgesamt ausma- 
chen, entfielen in den Jahren 2004 und 
2005 rund 30% aller freiwilligen Ausreisen 
auf die Landeseinrichtungen.“ In diesem 
Sinne wäre es auch falsch, so die Schlus- 
sfolgerung Schünemanns, die überpropor- 
tional hohen Kosten von Lagerunterbrin- 
gung zu scheuen. Denn indem Flüchtlinge, 
die in zentralen Lagern le- 
ben müssten, Deutschland 
ungleich schneller verlas- 
sen würden als diejeni- 
gen, die dezentral unter- 
gebracht wären, könne 
das Land Niedersachsen 
langfristig durch Lager- 
unterbringung, sehr wohl 
“= Geld einsparen (auch 
wenn ein Platz im Lager 
pro Person etwa doppelt 
so teuer ist wie die Unter- 
bringung in einer Woh- 


nung). 
Was Schünemann & Co 
jedoch verschweigen, 


sind die Umstände, die ge- 
meinhin zur so genannten 
freiwilligen Ausreise führen: Denn die 
Mehrheit der betroffenen Flüchtlinge reist 
nicht deshalb freiwillig aus, weil sie durch 
die Lagerbürokratie von den Vorteilen ei- 
ner freiwilligen Ausreise überzeugt worden 
wäre. Sie reist vielmehr deshalb aus, weil 
sie den permanenten Druck durch das La- 
gerleben nicht mehr aushält. Hierzu gehört 
nicht nur ungenießbares Kantinenessen, 
überbelegte Wohnräume oder systemati- 
sche Beleidigungen durch das Lagerperso- 
nal im Alltag, sondern auch die Streichung 
des Taschengelds von 40 Euro für all die 
Flüchtlinge, die sich weigern, aktiv an der 
Beschaffung ihrer Ausweispapiere mitzu- 
wirken, was ja seinerseits Voraussetzung 
dafür ist, Abschiebungen durchführen zu 
können (im Abschiebelager Bramsche-He- 
sepe, das juristisch eine Ausstelle von Blan- 
kenburg ist, haben Flüchtlinge sogar Straf- 
bescheide über 200 Euro wegen Nicht-Mit- 
wirkung bei der Passbeschaffung erhalten). 
Die Rede von der freiwilligen Ausreise ist 
mit anderen Worten nicht weniger als eine 


handfeste Irreführung. Angemessener ist es 
vielmehr, von einer Art „Abschiebung 
light“ zu sprechen, darüber sollten die 
schönen Prospekte der Lagerleitung aufkei- 
nen Fall hinwegtäuschen! 

Die Behörden verschweigen des Weiteren, 
dass viele Flüchtlinge weder ausreisen noch 
abgeschoben werden, sondern schlicht und 
ergreifend in die Illegalität abtauchen. So 
sind allein im Jahre 2003 in Bramsche-He- 
sepe 84 von 250 Flüchtlingen spurlos ver- 
schwunden. Dieser Vertreibungseffekt wird 
stillschweigend in Kauf genommen (wenn 
nicht beabsichtigt), leistet er doch ebenfalls 
einen Beitrag zur allgemeinen Kosten- 
senkung - einmal ganz davon abgesehen, 
dass der Großteil der Untergetauchten als 
billige Arbeitskräfte dem irregulären Ar- 
beitsmarkt zur Verfügung stehen dürfte. 

Das Ein- und Ausreiselager Blankenburg 
ist nicht weniger als eine institutionalisier- 
te Menschenrechtsverletzung. Das ist nicht 
nur für die Betroffenen eine Katastrophe, es 
stellt auch aus prinzipiellen Gründen ein 
gravierendes Problem dar. Wir fordern des- 
halb die Oldenburger Öffentlichkeit auf, 
sich mit dem Streik der Flüchtlinge im Ein- 
und Ausreiselager zu solidarisieren. Hierzu 
gehört auch, entschieden gegen die Versu- 
che der Lagerleitung Stellung zu beziehen, 
den Widerstand durch gezielte Repression 
zu zerschlagen. So wurden am Mittwoch, 
den 11.10., zwei an vorgeblich exponierter 
Stelle aktive Flüchtlinge nach Bramsche- 
Hesepe sowie Braunschweig zwangsver- 
legt. Auch ist es seit Beginn des Streiks zu 
einem rasanten Anstieg von Botschafts- 
vorführungen gekommen (zum Zwecke der 
Beschaffung von Reise-, d.h. Abschiebepa- 
pieren), betroffen sind hiervon vor allem 
Flüchtlinge aus (West-)Afrika. Darüber hin- 
aus erhalten derzeit sämtlich der am Streik 
beteiligten Flüchtlinge Briefe, in welchen 
sie von der Lagerleitung aufgefordert wer- 
den, wieder an der Gemeinschaftsverpfle- 
gung teilzunehmen (da jeder Kantinengang 
eigens registriert wird, weiß die Lagerlei- 
tung genau, wer am Essensboykott betei- 
ligt ist). 

Der Streik der Flüchtlinge für Würde und 
angemessene Lebensbedingungen erfordert 
nicht nur politische, sondern auch prakti- 
sche Unterstützung. Denn grundsätzlich 
gilt: Kein Streik ohne Streikasse! Erwünscht 
sind in erster Linie Geldspenden: Mit dem 
Geld werden die Grundnahrungsmittel ge- 
kauft, die jeden Tag zum Lager gefahren 
und dort von den Flüchtlingen selbst ver- 
teilt werden. Das Geld sollte bitte auf fol- 
gendes Konto überwiesen werden: Arbeits- 
kreis Dritte Welt e.V., Konto-Nr. 015 131 
337, BLZ 280 501 00, LZO, Verwendungs- 
zweck: Blankenburg. Aber auch Lebens- 
mittelspenden sich sehr willkommen: Sie 
können im Oldenburger Aktionszentrum 
Alhambra abgegeben werden: Hermannstr. 
83, 26135 Oldenburg. Schließlich: Wer 
mehr wissen möchte, soll entweder direkt 
vorbeikommen oder sich unter antira- 
ol@web.de bzw. 0160/96857380 melden. 


Internationale Kampagne gegen die 
Diktatur in Togo und anderen afrikani- 
schen Ländern 


Keine Anderung der 
Lage in Togo 

Keine Abschiebungen 
nach Togo 


Alassane Mousbaou weiterhin 


clandestin in Ghana 

Nach einer Sachverständigenanhörung im 
Schweriner Landtag zur politischen Lage in 
Togo rief das Mecklenburger Innenmini- 
sterium nach massiver Öffentlichkeitsarbeit 
der togoischen Exilopposition einen sechs- 
monatigen Abschiebestopp aus. Die Aus- 
führungen der ReferentInnen bezüglich der 
despotischen und brutalen Herrschaft des 
togoischen Regimes ließen keinen anderen 
Schluss zu, als die Abschiebungen nach To- 
go auszusetzen. Sechs Monate sind nun 
vergangen und die Lage in Togo hat sich in 
keinster Weise geändert. 

Die Regierung wird nach wie vor von der 
RPT und dem Eyadema-Clan dominiert und 
kontrolliert. Die Familie Eyademas verteilt 
die Macht auf sich. Ein Bruder des Präsi- 
denten ist Verteidigungsminister, weitere 
Angehörige vereinnahmen Machtpositio- 
nen in Politik, Wirtschaft und Kultur für 
sich. 

Personen im Sicherheitsapparat und den 
Milizen der RPT, die für mehrere hundert 
Morde vor, während und nach der ge- 
fälschten Wahl im letzten Jahr verantwort- 
lich waren, erfreuen sich der Straffreiheit. 
Niemand der regierungstreuen Mörder 
wurde angeklagt geschweige denn verur- 
teilt. Nach der extremen Verfolgungs- und 
Säuberungskampagne hat das Regime eine 
vorübergehende „Friedhofsruhe“ geschaf- 
fen. 

Die Aufnahme von einigen ehemals re- 
gimekritischen Politikern und Parteiteilen 
soll den 

ungebrochen diktatorischen Charakter 
kaschieren. Mittels massivem Druck wer- 
den Personen gezwungen, in Stillschwei- 
gen zu verharren oder mit dem Regime zu 
kollaborieren. 

Mit den seit Jahrzehnten in mehr oder 
weniger kurzen Abständen aufeinanderfol- 
genden Wellen entfesselten willkürlichen 
Terrors wird die zum jeweiligen Zeitpunkt 
aktive Opposition inhaftiert, ermordet und 
aus dem Land gejagt. Der unmittelbare 
Schock und Schrecken in der Bevölkerung 
wirkt nach, bis die untragbaren Zustände 
erneut insbesondere die Jugend zum Pro- 
test und Widerstand treiben. 

Die „Internationale Kampagne“ warnt 
davor, wie viele Male zuvor geschehen, das 
Ende einer Phase intensiven und wahllosen 
Umsichschlagens des Machtapparats als ei- 
ne Phase der Entspannung zu bewerten. Das 


Regime ist das gleiche und seine Herr- 
schaftsmethoden ebenfalls. 

Die Internationale Kampagne erwartet ei- 
ne erneute Verlängerung des Abschiebe- 
stopps in Mecklenburg-Vorpommern. Falls 
es Fragen zur aktuellen Lage in Togo gibt, 
steht die „Internationale Kampagne“ be- 
reitwillig zur Verfügung, diese zu beant- 
worten. 

Der Möglichkeit, dass politische Ent- 
scheidungsträger argumentieren könnten, 
eine Verlängerung nach sechs Monaten Ab- 
schiebestop wäre rechtlich nicht erlaubt, 
war bereits in der Sachverständigenhörung 
im März 2006 der Lehrbeauftragte am 
Südasien-Institut der Universität Heidel- 
berg, Dr. Klaus Kübler, entschieden entge- 
gengetreten. Auf Nachfrage eines Abge- 
ordneten stellte er klar, dass gerade wenn 
die Lage im Land sich nicht verändert hat, 
eine Verlängerung des Abschiebestopps 
zwingend notwendig sei. 

Es ist bitter für die togoischen Asylsu- 
chenden und die „Internationale Kampa- 
gne“ so wie für die zahlreichen Unterstüt- 
zerInnen, dass nach der positiven Ent- 
scheidung der Schweriner Landesregierung 
nicht ein bundesweiter Abschiebestopp 
ausgerufen wurde. Ein Antrag unsererseits 
dazu liegt immer noch beim Petitionsaus- 
schuss des Bundestags vor. 

Die Bundesfraktion Die Linke beantragte 
zuletzt im September den Abschiebestop 
nach Togo im Innenausschuss, was von der 
CDU und der Mehrheit der SPD, ohne auf die 
Lage Togos einzugehen, abgelehnt wurde. 

Schändlich ist auch die Entscheidung des 
Verwaltungsgerichts Schwerin im August 
2006, mit der das Asylgesuch des Regime- 
gegners Alassane Mousbaou abgelehnt 
wurde. Unbewiesenen Behauptungen des 
Auswärtigen Amtes wurde gefolgt. Im Er- 
gebnis hat dies dazu geführt, dass Herr 
Mousbaou weiterhin clandestin in Ghana 
lebt. Er hat gegen das Urteil Berufung ein- 
gelegt. 

Die „Internationale Kampagne“ ruft alle 
fortschrittlichen Kräfte auf, sich für die Ver- 
längerung des Abschiebestops in Mecklen- 
burg-Vorpommern und dessen Ausweitung 
auf das gesamte Bundesgebiet einzusetzen. 

Die Forderungen bleiben, das sichere 
Aufenthaltsrecht für alle Diktaturflüchtlin- 
ge und die Beendigung der Kollaboration 
Deutschlands mit den diktatorischen Regi- 
men Afrikas. 

Sprecher der „Internationalen Kampagne“ 
Abdul Gafar Tchedre 
Hamburg, 9.10.2006 


Internationale Kampagne gegen die Dikta- 
tur in Togo und anderen afrikanischen Län- 
dern 

c/o Internationales Zentrum 
Brigittenstrasse 5 

20359 Hamburg 

Tel: +49-(0)40-43 18 90 37 

Fax: +49-(0)40-43 18 90 38 

mail: free2move@nadir.org 
www.thecaravan.org 
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Das Berliner Verwaltungsgericht ent- 
scheidet am 25. Oktober 2006 


Zulässigkeit codierter 
Polizeizeugen 
vor Gericht 


Das Berliner LKA hat mindestens 48 Be- 
amte codiert; sowohl um Ordnungswidrig- 
keiten und Bagatellen wie Vermummung 
oder Beleidigung „aufzuklären” als auch 
bei beschuldigten Beamten in Strafverfah- 
ren. 


Der Berliner Antifaschist Christian S. wur- 
de am 13. Februar 2005 in Dresden von zi- 
vilen Beamten des Berliner Landeskrimi- 
nalamtes wegen Landfriedensbruch festge- 
nommen und kam für mehrere Monate in 
Untersuchungshaft. Die als Zeugen auftre- 
tenden Polizeibeamten waren bereits in der 
ersten polizeilichen Vernehmung mit einer 
Codiernummer ausgestattet; ihre Namen 
wurden nicht genannt. Die Verteidigung 
versuchte erfolglos, ihre Namen zu erfah- 
ren, um die Glaubwürdigkeit der Zeugen 
überprüfen zu können. Einen Tag vor der 
Hauptverhandlung erließ die Senatsver- 
waltung für Inneres eine Sperrerklärung. 
Ein Antrag auf Feststellung der Rechtswid- 
rigkeit der Sperrerklärung beim Berliner 
Verwaltungsgericht folgte. 

Offizielle Begründung der Codierung war, 
die Beamten seien persönlich gefährdet, zu- 
dem seien sie in speziellen Diensteinheiten 
zur operativen Bekämpfung der linksextre- 
men Szene eingesetzt, und ihr künftiger 
Einsatz in diesen Sondereinheiten würde 
vereitelt werden. 

Es handelt sich bei diesen Beamten je- 
doch nicht um „verdeckte Ermittler im Sin- 
ne des S 110 a StPO“, die berechtigt sind, 
mit einer Legende aufzutreten, sondern um 
ganz gewöhnliche Polizeibeamte, die auch 
in Uniform auftreten. 

Christians Rechtsanwältin Silke Stud- 
zinsky argumentierte, dass die Glaubwür- 
digkeit der Zeugen so nicht überprüft wer- 
den könne, die Rechte der Verteidigung da- 
durch erheblich beschränkt und der An- 
spruch auf ein faires rechtsstaatliches Ver- 
fahren verletzt seien. 

Im Laufe der Hauptverhandlung stellte 
sich Folgendes heraus: 

- Die codierten Zeugen sind bereits seit 
vielen Jahren beim Staatsschutz eingesetzt 
und waren in der Vergangenheit keinerlei 
Bedrohungen oder Angriffen ausgesetzt. 
Sie fühlten sich auch subjektiv durch die 
Bekanntgabe ihrer Namen nicht persönlich 
gefährdet. 

- Die Codiernummern wurden durch den 
Dienstvorgesetzten vergeben. Eine Über- 
prüfung der Voraussetzung für die Ge- 
heimhaltung der Namen erfolgte nicht. 

- Der Chef der Dienststelle erklärte, dass 
die ihm unterstellten Beamten grundsätz- 
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lich alle codiert auftreten. 

In einer Antwort auf eine Kleine Anfra- 
ge vom 14. November 2005 gab der Berli- 
ner Innensenator Körting an, dass eine Co- 
dierung „immer nach gründlicher Prüfung 
des Einzelfalles“ erfolge und „die Frage der 
Codierung nicht von bestimmten Täter- 
gruppen abhängig ist, sondern sich nach 
der Gefährdung der Zeugen“ richte. 

Nach Beobachtungen der UnterstützerIn- 
nen Christians ist es in Berlin inzwischen 
zum Regelfall geworden, dass ganz ge- 
wöhnliche, zivil und uniformiert auftreten- 
de Polizeibeamte des Staatsschutzes unter 
Codiernummern auftreten. Diese Praxis un- 
terliegt keiner tatsächlichen Kontrolle 
durch die dienstvorgesetzte Innenbehörde. 
Die Ausnahme- und Sonderregelungen in 
der StPO für verdeckte Ermittler, die ei- 
gentlich restriktiv gehandhabt werden 
müssen, werden damit in unzulässigerwei- 
se auf alle Auskunftspersonen ausgeweitet. 
Den UnterstützerInnen sind nahezu 50 Ber- 
liner „Code-Cops“ bekannt geworden, dar- 
unter sowohl Zeugen, als auch Beschuldig- 
te in Strafverfahren. (Siehe Aufstellung un- 
ter: 
http://www36.websamba.com/Soligruppe/data/ 
CodiernummernoktO6.htm). 


Antifaschist in Haft 


Am Samstag, den 14.10.2006 demon- 
strierten in Hamburg-Wandsbek ca. 2000 
Menschen gegen einen Aufmarsch von 
Nazis. Neben Wasserwerfer- und Schlag- 
stockeinsätzen (Bild) wurden von der Po- 
lizei auch 28 Gegendemonstrant_innen 
teils sehr gewaltsam fest- bzw. in Ge- 
wahrsam genommen. 

Unter ihnen ein Aktivist aus Holland. 
Im Gegensatz zu den anderen Festge- 
nommenen nahm für ihn der Abend ei- 
nen Verlauf, den es so in Hamburg bei lin- 
ken Demonstrationen seit über 5 Jahren 
nicht mehr gegeben hat: Er wurde nicht 
in der Nacht noch freigelassen, sondern 
am nächsten Tag dem Haftrichter vorge- 
führt. Seit dem sitzt er trotz festem Wohn- 


Dies ist umso problematischer, wenn es 
sich um Beamte von Sondereinheiten han- 
delt, die durch ihre Spezialisierung regel- 
mäßig ein besonderes Verfolgungsinteres- 
se entwickeln. Bei solchen anonymen Be- 
lastungszeugen bedarf es einem öffentlich 
ausgetragenen politischen und juristischen 
Streit um das Recht von Angeklagten sich 
vernünftig verteidigen zu können. 

Die Verhandlung findet statt am 25. Ok- 
tober 2006, 9.30 Uhr, Kirchstr. 7, 

Aktenzeichen: VG 1 A 245.05. (Das Straf- 
verfahren ist in der Berufungsinstanz). 


- Kleine Anfrage der Linkspartei.PDS: 
http://www36.websamba.com/Soligruppe/da- 
ta/stuff/ka15-12975.pdf 

- Sperrerklärung: 
http://www36.websamba.com/Soligruppe/da- 
ta/verwaltungsgericht_sperrerklaerung.htm 

- Der Fall Christian S.: 
http://www.berlinonline.de/berliner- 
zeitung/archiv/.bin/dump.fcgi/2006/0210/blick 
punkt/0001/index.html 

- Hintergründe: 
http://www.nadir.org/nadir/archiv/Repressi- 
on/berlin2005/07_polizei.html 


Weitere Informationen sind über die Internetseite 
http://freechristian.gulli.to/ zu erfahren. 


sitz und beruflicher wie sozialer fester 
Bindung mit der Begründung der Flucht- 
gefahr immer noch in Haft!!! 

Ein erster Haftprüfungstermin soll vor- 
aussichtlich nächste Woche stattfinden. 
Der Vorwurf gegen ihn lautet schwerer 
Landfriedensbruch und gefährliche Kör- 
perverletzung. 

Seiner Anwältin wurde allerdings bis- 
her keine Akteneinsicht gewährt, so dass 
nicht geklärt ist, worauf diese Vorwürfe 
beruhen. 

Am 20.10. fand eine erste Knastkund- 
gebung vor dem Untersuchungsgefäng- 
nis statt. Etliche Organisationen und 
Gruppen, darunter die Rote Hilfe und die 
Hamburger Linkspartei.PDS / WASG for- 
dern die sofortige Freilassung. 


Keine Kriminalisie- 
rung von Antifaschi- 
stInnen! 


Am 29. September 2006 verurteilte das Stutt- 
garter Landgericht den Betreiber des Punk- 
Mailorders „NixGut“ zu einer Geldstrafe in 
Höhe von 90 Tagessätzen a 40 Euro. Gegen- 
stand des sich seit über einem Jahr hinzie- 
henden Prozesses war der Vertrieb von Arti- 
keln mit durchgestrichenen und zerschla- 
genen Hakenkreuzen, die trotz der eindeuti- 
gen Positionierung gegen Nazis von den 
Richtern als verfassungswidrig nach $ 86 
(Verbot der Verbreitung von „Propaganda- 
mitteln“ neonazistischer Organisationen) be- 
trachtet werden. Durch die umfangreichen 
Beschlagnahmungen von T-Shirts, Buttons 
und Aufnähern mit Antifa-Symbolen und 
das Verbot des weiteren Verkaufs soll der auf 
Punk-Artikel spezialisierte Vertrieb gezielt 
seiner Existenzgrundlage beraubt werden. 
Indem das Gericht hier ein Exempel statuiert, 
sollen Gleichgesinnte von aktivem Engage- 
ment gegen Nazis abgeschreckt werden. 

Mit diesem Urteil, durch das der Angeklagte 
als vorbestraft gilt, hat die derzeitig vor al- 
lem in Baden-Württemberg verbreitete Ver- 
folgungswelle gegen AntifaschistInnen einen 
neuen Höhepunkt erreicht. Diese hauptsäch- 
lich von Stuttgarter Behörden betriebene Re- 
pressionspraxis richtet sich gegen alle seit 
Jahrzehnten verwendeten Anti-Nazi-Sym- 
bole und hat bei zahlreichen Infoständen und 
Demonstrationen zu Beschlagnahmungen 
und Anzeigen geführt. So wurden unter an- 
derem Flugblätter und Broschüren der Verei- 
nigung der Verfolgten des Naziregimes sowie 
verschiedener lokaler Antifa-Gruppen in 
Backnang konfisziert. Mit zunehmender Re- 
gelmäßigkeit werden in Polizeikontrollen 
Buttons oder Aufnäher mit zerschlagenen 
oder zertretenen Hakenkreuzen von 
Rucksäcken und Jacken entfernt und die oft- 
mals jungen Betroffenen mit Anzeigen ein- 
geschüchtert. 

Für Furore sorgte beispielsweise der Fall ei- 
nes Tübinger Studenten, dem in der Nacht 
zum 1. Mai 2005 ein Button mit einem Ha- 
kenkreuz in einem Verbotsschild abgenom- 
men wurde. Gegen die in erster Instanz ver- 
hängte Geldstrafe ging er in Revision. Ein Tü- 
binger Buchhändler, der aus Solidarität mit 
dem Angeklagten dasselbe Symbol in seinem 
Schaufenster ausstellte, wurde hingegen frei- 
gesprochen. 

Bei all diesen Fällen ist den baden-würt- 
tembergischen Repressionsbehörden durch- 
aus bewusst, dass sie mit den kriminalisier- 
ten AntifaschistInnen „die Falschen“ verur- 
teilen. Tatsächlich gehen Polizei und Justiz 
unter dem allzu durchsichtigen Vorwand, ei- 
nen „Gewöhnungseffekt“ (Richter Küllmer) 
an die verfassungsfeindlichen Zeichen zu 
verhindern, hier gezielt gegen all jene vor, die 
dem positiven Bezug auf den Nationalsozia- 
lismus entschlossen entgegentreten. Mit der 


bewussten Fehlinterpretation der beanstan- 
deten Zeichen hat das staatliche Vorgehen ge- 
gen linke AktivistInnen eine neue Qualität er- 
reicht, indem nicht mehr nur politisches Han- 
deln möglicher Verfolgung ausgesetzt ist, 
sondern schon die offen zur Schau gestellte 
Überzeugung ein Verfahren nach sich zieht. 

Dem Urteil gegen den NixGut-Versand, das 
in grundsätzlichem Widerspruch zu früheren 
Gerichtsentscheidungen steht, kommt dabei 
die Bedeutung eines Präzedenzfalls zu. So hat 
die Staatsanwaltschaft bereits vor der Ur- 
teilsverkündung den Gang in die nächste In- 
stanz angekündigt, falls der Angeklagte frei- 
gesprochen werden würde. Der Betreiber des 
Punk-Vertriebs wird nun den Bundesge- 
richtshof anrufen. 

Sollte das Stuttgarter Urteil Bestand haben, 
sehen sich nicht nur Einzelpersonen einer 
willkürlichen Kriminalisierung ausgesetzt. 
Vielmehr können alle Anti-Nazi-Aktivitäten 
wie Flugblätter oder Demonstrationen, die 
sich eindeutiger Symbole oder Aussagen be- 
dienen, ohne weitere Gründe verboten und 
mit Anzeigen überzogen werden. Einer mas- 
siven Ausbreitung der staatlichen Repressi- 
on ist damit Tür und Tor geöffnet. 

Die Rote Hilfe e.V. protestiert entschieden 
gegen die systematische Kriminalisierung 
von AntifaschistInnen. 

ROTE HILFE e.V. Bundesvorstand 


Gegen Krimina- 
lisierung 


antifaschistischen Engagements in Meck- 
lenburg-Vorpommern! - Solidaritätskonto 
der Roten Hilfe Greifswald - 


Dass es in Mecklenburg-Vorpommern ein 
massives Nazi-Problem gibt, ist nichts Neu- 
es, wurde aber zur Landtagswahl wieder 
einmal besonders deutlich. Seit vielen Jah- 
ren schon sind die Rechtsextremen im Land 
aktiv, bauen dort ihre Strukturen und Netz- 
werke aus und schüchtern Andersdenken- 
de ein. Dabei schrecken sie auch vor Kör- 
perverletzungen und rassistischen Über- 
griffen bis hin zu Mordanschlägen nicht 
zurück. 

Einen aktuellen Höhepunkt der Nazi-Ak- 
tivitäten bildet sicher die flächendeckende 
landesweite Plakatierung von NPD-Pappen 
im Landtagswahlkampf. Dass die NPD in 
der Bundesrepublik nicht verboten ist, 
macht sie noch lange nicht zu einer demo- 
kratischen Kraft. In ihren Publikationen 
vertritt die Partei offen rassistische, antise- 
mitische und völkisch-nationalistische Po- 
sitionen. Mitglieder gewalttätiger rechtsex- 
tremer Kameradschaften sind zudem in 
Mecklenburg-Vorpommern in Führungs- 
positionen der Partei und aufder NPD-Kan- 
didatenliste zur Landtagswahl zu finden. 

Gegen diese massive Nazi-Propaganda 
gab es im ganzen Bundesland Mecklen- 
burg-Vorpommern mannigfaltige Pro- 


testaktionen. So wurden u.a. NPD-Stände 
von antifaschistischen Transparent- und 
Flugblattaktionen begleitet und Infoflyer 
gegen die Nazi-Propaganda verteilt. Außer- 
dem fanden mehrere Demonstrationen so- 
wie Informations- und Kulturveranstaltun- 
gen gegen Nazis statt, durchgeführt von 
verschiedenen Gruppen und Bündnissen. 
Auch wurde ein Großteil der öffentlichen 
NPD-Propaganda in Form von Wahlplaka- 
ten und Aufklebern von antifaschistisch 
engagierten Menschen kurzerhand aus dem 
öffentlichen Raum entfernt. 

In einigen Fällen ist es gerade im Zu- 
sammenhang mit dem Entfernen bzw. Ver- 
fremden von Wahlplakaten der NPD nun zu 
Ermittlungsverfahren gegen Antifaschi- 
stInnen gekommen: 

- In Picher (in der Nähe von Ludwigslust) 
wurde einem Rentner aus dem Umfeld der 
Linkspartei von einem NPD-Plakatiertrupp 
ins Gesicht geschlagen, weil er gegen eines 
ihrer Hetzplakate vor seiner Haustür prote- 
stiert hatte. Gegen die Nazi-Schläger wur- 
de mittlerweile eine Anzeige gestellt; die 
Nazis ihrerseits stellten Gegenanzeige ge- 
gen den engagierten Mann. 

- In Neubrandenburg wurden mehrere 
junge Leute von der Polizei beschuldigt, 
NPD-Plakate entfernt zu haben. Es wurden 
Ermittlungsverfahren gegen die couragier- 
ten jungen Leute eingeleitet. 

- Auch in Greifswald und einigen ande- 
ren Städten laufen Ermittlungsverfahren 
gegen Personen wegen Behinderung der 
NPD-Wahlplakatierung. 

Als Rote Hilfe rufen wir daher alle anti- 
faschistisch gesinnten Menschen auf, all 
diejenigen zu unterstützen, die die Nazi- 
Hetze nicht unwidersprochen im öffentli- 
chen Raum hängen lassen wollten und für 
ihr couragiertes antifaschistisches Engage- 
ment jetzt strafrechtlich verfolgt werden. 
Wir sollten alle gemeinsam ein Zeichen set- 
zen und zeigen, dass Nazi-Propaganda we- 
der vor unserer Haustür noch sonst wo zu 
akzeptieren ist. 

Denn: Faschismus ist schließlich keine 
Meinung, sondern ein Verbrechen! 

Wir haben aus diesem Grunde ein Son- 
derkonto eingerichtet, auf das für evtl. an- 
stehende Strafverfahren im Zusammen- 
hang mit Protestaktionen gegen den NPD- 
Wahlkampf gespendet werden kann. 
Solidaritätskonto: Rote Hilfe Greifswald, 
Konto 400 723 83 07, BLZ 430 609 67 
GLS-Bank 
Stichwort: Zivilcourage gegen Rechts 


Wir werden damit all diejenigen unterstüt- 
zen, denen nun wegen ihres antifaschisti- 
schen Handelns in Mecklenburg-Vorpom- 
mern Bußgelder oder Strafverfahren dro- 
hen. Wer finanzielle Hilfe aus diesem 
zweckgebundenen Solidaritätskonto erhal- 
ten möchte, soll sich bitte mit uns in Ver- 
bindung setzen. 

Rote Hilfe Greifswald, c/o Klex Lange Straße 
14 17489 Greifswald 
greifswald@rote-hilfe.de 
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Bochum 


Jose Fernandez 
Delgado verweigert 
das Knastessen 


Unser Companiero Jose Fernandez Delgado 
wurde am 28. September 2005 in Aachen 
zu 14. Jahren Gefängnis verurteilt. In Sep- 
tember 2006 wurde der Revisionsantrag, 
den er mit seinen Mitangeklagten (Bart de 
Geeter, Gabriel Pombo da Silva und Bego- 
na Pombo da Silva) gestellt hatte, verwie- 
sen, so dass er jetzt als Strafgefangener im 
JVA Bochum sitzt. Vor zwei Wochen be- 
gann er einen Protest gegen die Haftbedin- 
gungen, die ihm auferlegt werden. So ver- 
weigert er das Essen und alles, was der 
Knast ihm gibt. Es ist eine 

Antwort darauf, dass die Knastverwal- 
tung ihm ständig den Zugang zu dem Geld, 
das er regelmäßig von außen bekommt, den 
Büchern und Briefen, die ihm geschickt 
werden, verweigert. Jose weiß ganz genau, 
dass diese Schikanen sowie die so unnütz- 
liche wie peinliche Bürokratie die meisten 
Gefangenen betreffen und den Zweck ver- 
folgen, sie total der Willkür des Knastes und 
deren WärterInnen zu unterwerfen. Diese 
WärterInnen versuchen die Gefangenen 
mit einigen „Belohnungen“ in der Hand zu 
haben, um sie dann besser unterdrücken zu 
können, wenn sie ihnen diese „Belohnun- 
gen“ wieder wegnehmen. Das „Spiel“ mit 
dem Geld erlaubt zum Beispiel, die Haftin- 
sassen zur Arbeit, zum Gehorsam zu zwin- 
gen. Jose hat seinerseits beschlossen, sich 
dieser ständigen Unsicherheit und Erpres- 
sung nicht zu beugen. Er empfindet dieses 
„Spiel“ als würdelos. 

Wir akzeptieren nicht, dass unser Com- 
paniero dazu gezwungen wird, durch die 
internen Machtspiele des Knastes, mit dem 
Essen aufzuhören. Wir unterstützen ihn in 
dem Kraftverhältnis, das er eingeleitet hat, 
weil es ihm erlauben wird, weiterzuleben 
und weiterzukämpfen, so gering die geöff- 
nete Bresche sein mag. Eine Weise unter 
vielen anderen, unsere Solidarität zu zei- 
gen, kann darin bestehen, den Bochumer 
Knast mit Fax, Anrufen oder Briefen zu pla- 
gen, indem wir darin die Haftbedingungen 
mit der Zwangsarbeit, dem Geldentzug, 
dem Postentzug denunzieren und Joses 
Forderungen unterstützen : „freier“ oder 
„normaler“ Zugang zu dem Geld und den 


Büchern, die ihm regelmäßig geschickt 
werden ; freier Zugang, ohne beständige 
Antragstellung, zu den sportlichen Akti- 
vitäten und zu einem Biologiestudium, das 
er anfangen möchte. Die Situation ist un- 
erträglich und wir werden sie nicht ertra- 
gen! 

Postadresse: Justizvollzugsanstalt Bochum, 
Krümmede 3, 44791 Bochum 

Telefon : 02 34 / 95 58 - O 

Fax 02 34 / 50 33 16 

E-Mail: poststelle@jva-bochum.nrw.de 
Mehr Informationen unter: www.escapein- 
torebellion.info 


Verfassungsschutzpräsident muss 
willkürliche Behauptungen über das 
Gefangenen Info unterlassen 


Arroganz der Macht 
erhält Dämpfer 


Kurz nach der letzten Bundestagswahl hat- 
te der Präsident des Hamburger Landesam- 
tes für Verfassungsschutz in der ZDF-Sen- 
dung MonaLisa und im Hamburger Abend- 
blatt die Hamburger Linkspartei.PDS als 
„verfassungsfeindlich“ zu diskreditieren 
versucht, indem er mich als seinerzeitige 
Landessprecherin in Verruf brachte. In ei- 
ner Presseerklärung des ZDF las sich das so: 
„In Hamburg steht an der Spitze der Links- 
partei mit Christiane Schneider eine frühe- 
re Funktionärin des Bundes Westdeutscher 
Kommunisten, die heute für die Herausga- 
be des so genannten Gefangeneninfos ver- 
antwortlich zeichnet. Der Präsident des 
Hamburger Landesamtes für Verfassungs- 
schutz, Heino Vahldieck, erklärte in ‚ML 
Mona Lisa‘, in dem Organ würde ‚jegliche 
Art von politisch motivierter Aktion, auch 
von gewalttätigen terroristischen Aktio- 
nen‘ gerechtfertigt und ‚man identifiziert 
sich mit den Tätern‘“ 

Fast ein Jahr später hat das Hamburger 
Verwaltungsgericht der Klage des GNN- 
Verlags Hamburg/Schleswig-Holstein auf 
Unterlassung der Behauptungen stattgege- 
ben. Die Klage war angestrengt worden, 
weil die willkürlichen und auf Einschüch- 
terung zielenden Behauptungen Herrn 
Vahldiecks das Grundrecht der Pressefrei- 
heit verletzen. Dieser Auffassung schloss 
sich das Gericht offensichtlich an. Das Ur- 
teil liegt noch nicht schriftlich vor, deshalb 
ist auch zurzeit nicht bekannt, ob das Ge- 
richt daran festgehalten hat, was es im Ver- 
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fahren ankündigte, nämlich keine Berufung 
zuzulassen. 

Die Verwaltungsgerichtsverhandlung, an 
der Vahldieck (CDU) persönlich teilnahm, 
verstärkte den Eindruck, dass der Verfas- 
sungsschutzpräsident mit der Arroganz der 
Macht sein Amtzum politischen Meinungs- 
und Parteienkampf benutzt. Das wurde 
schon in der Mona-Lisa-Sendung ersicht- 
lich, in der es um „Enthüllungen“ über po- 
litische Biografien von gerade in den Bun- 
destag eingezogenen linken Abgeordneten 
ging, die die „Verfassungsfeindlichkeit“ der 
Linkspartei belegen sollten. Offensichtlich 
bestrebt, auch etwas beizutragen, brachte 
Vahldieck das „Gefangenen Info“ ins Spiel, 
und zwar mit Behauptungen, die implizit 
den Vorwurfvon Straftaten beinhalten und 
die von der durchschnittlichen Fernsehzu- 
schauerin in keiner Weise überprüft werden 
konnten, ebenso wenig wie die im Ham- 
burger Abendblatt wiederholten Behaup- 
tungen vom Leser überprüfbar waren, Be- 
hauptungen, die das Springerblatt reiße- 
risch zur Schlagzeile: „PDS-Sprecherin un- 
ter Verdacht“ aufgemotzt hatte. Im Verfah- 
ren nahm Vahldieck - ob unbedarft oder 
von der Macht verblendet - das Recht für 
sich in Anspruch, erstens in seiner Funkti- 
on öffentlich seine Meinung äußern zu kön- 
nen und zweitens, wenn er in ein Mikro- 
phon spreche, seine Worte nicht auf die 
Goldwaage legen zu müssen. Hier musste 
er sich vom Gericht belehren lassen, dass 
einem Verfassungsschutzpräsidenten zu- 
steht, eine Bewertung abzugeben, nicht 
aber eine Meinung zu äußern. Sofern seine 
Behauptungen über das „Gefangenen Info“ 
als Bewertung zu verstehen sind, blieb er 
mit den dem Gericht vorgelegten „Gefan- 
genen Infos“ eine nachvollziehbare Be- 
gründung schuldig. Dass er seine eigenen 
Behauptungen nicht wirklich ernst meint, 
gehtim Übrigen schon aus der Tatsache her- 
vor, dass das Gefangenen Infos im Ham- 
burger Verfassungsschutzbericht nicht er- 
wähnt wird. Auf den entsprechenden Hin- 
weis ließ sich Vahldieck zu dem Zwi- 
schenruf hinreißen: „Das können Sie ha- 
ben.“ Das spricht Bände über die Willkür 
von Verfassungsschutzberichten. 

In einer Zeit, in der international und 
auch in diesem Land Tendenzen enorm er- 
starken, die Grundrechte der Person dem 
„Anti-Terror-Kampf“ zu opfern, war das 
Urteil trotz offensichtlichen Sachverhalts 
nicht von vornherein klar. Insofern kann 
man es als wichtigen Erfolg werten. 

Christiane Schneider 


: www.political-prisoners.net 
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